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Eigentümer, die kein Parkrecht innehaben, sind für Maßnahmen, welche das Parksystem betref-
fen, von der Kostentragung und vom Stimmrecht ausgeschlossen. Untereinander sind die Kos-
ten pro Parkrecht gleichmäßig zu verteilen.

Im jeweiligen Kaufvertrag des Ersterwerbers wäre »ein Parkrecht gemäß Ziff er … der Gemein-
schaftsordnung« mitverkauft. Für dieses ist entweder die vorgesehene Zahlung zu leisten (Muster 
Rdn. 146 f.) oder es wird darauf hingewiesen, dass nach Besitzübergang die in der Gemeinschafts-
ordnung vorgesehene Zahlung zusätzlich zum Hausgeld an den Verwalter zu entrichten ist (Muster 
Rdn. 147). Sofern eine Eintragung im Grundbuch über das mit der Einheit verbundene Parkrecht 
angestrebt wird (Muster Rdn. 147), muss der Bauträgerkaufvertrag noch die Zuweisung des Park-
rechts zur verkauften Einheit enthalten und die Eintragung der Zuordnung eines Parkrechts zur 
verkauften Einheit muss im Grundbuch bewilligt und beantragt werden. Das Muster Rdn. 146 sieht 
gegenüber dem Muster Rdn. 147 vor, was mit den nicht durch den Bauträger veräußerten Parkrech-
ten geschieht. Die jeweilige Regelung über die Erhaltung kann auch in Ziff er 3. »Erhaltung nebst 
Erhaltungskosten« integriert werden.

 C. Sondernutzungsrechte

 I.   Grundlagen

1.   Gängige Defi nition des BGH

Sondernutzungsrechte sind dadurch gekennzeichnet, dass einem oder mehreren Wohnungs- bezie-
hungsweise Teileigentümern unter Ausschluss der übrigen (negative Komponente) das Recht zur 
Nutzung von Teilen des Gemeinschaftseigentums zugewiesen wird (positive Komponente).18 Wegen 
des Entzugs der Befugnis zum Mitgebrauch nach § 16 Abs. 1 Satz 3 WEG kann es nur durch Ver-
einbarung (§ 10 Abs. 1 Satz 2 WEG) oder durch den teilenden Eigentümer nach § 8 Abs. 2, § 5 
Abs. 4 i.V.m. § 10 Abs. 1 WEG begründet oder geändert werden.19

2.   Abgrenzung zwischen Sondernutzungsrechten und anderen Benutzungsregelungen

§ 15 WEG in seiner bis zum 30.11.2020 geltenden Fassung enthielt Bestimmungen zu »Gebrauchs-
regelungen«. Wesentliche Unterscheidungsmerkmale zu Gebrauchsregelungen gem. § 15 Abs. 1, 2 
WEG in ihrer bis zum 30.11.2020 geltenden Fassung sind, dass Sondernutzungsrechte im Sinne 
der gängigen Defi nition des BGH nur an Gemeinschaftseigentum begründet werden können und 
Gebrauchsregelungen gem. § 15 Abs. 1 WEG in seiner bis zum 30.11.2020 geltenden Fassung 
grundsätzlich keine negative Komponente haben (können).20 Zwar wurde durch das WEMoG § 15 
WEG in seiner bis zum 30.11.2020 geltenden Fassung durch einen neuen § 15 WEG mit einem 
vollkommen anderen Regelungsgehalt ersetzt und ist insbesondere § 15 Abs. 1 WEG in seiner bis 
zum 30.11.2020 geltenden Fassung nach dem Willen des Gesetzgebers in § 10 Abs. 1 WEG n.F. 
aufgegangen.21 Dennoch sind weiterhin Regelungen der »Benutzung« (in der Terminologie des § 19 
Abs. 1 WEG) möglich, die nicht die Qualität eines Sondernutzungsrechts erreichen.

a)   Benutzungsregelungen hinsichtlich Gemeinschaftseigentum

Die Begründung eines Sondernutzungsrechts stellt nach ständiger Rechtsprechung des BGH eine 
Abweichung von den Vorschriften des Wohnungseigentumsgesetzes gem. § 10 Abs. 1 WEG dar. Es 
kommt insbesondere zu einer Abweichung von der Vorschrift des § 16 Abs. 1 Satz 3 WEG, wonach 
jeder Wohnungseigentümer zum Mitgebrauch des Gemeinschaftseigentums berechtigt ist. Durch 

18  BGH Urt. v. 13.01.2017 – V ZR 96/16.
19  BGH Urt. v. 13.01.2017 – V ZR 96/16.
20  Vgl. etwa OLG München Beschl. v. 21.02.2007 – 34 Wx 103/05.
21  BT-Drucks. 19/18791, S. 50.
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Vereinbarungen zur Regelung der Benutzung darf diese Schwelle nicht überschritten werden. Ins-
besondere ist der gänzliche Ausschluss eines, mehrerer oder gar aller anderen Miteigentümer bis auf 
einen vom (Mit-)Gebrauch des Gemeinschaftseigentums nicht durch Beschluss der Wohnungseigen-
tümer gem. § 19 WEG möglich.22 Die Zuweisung im Gemeinschaftseigentum stehender Bereiche 
an einzelne Wohnungseigentümer zur ausschließlichen Nutzung ist lediglich durch Begründung 
von Sondernutzungsrechten durch Vereinbarung im Sinne von § 10 Abs. 1 Satz 2 WEG möglich.23 
Klassische Regelungen der Benutzung, die nicht die Qualität eines Sondernutzungsrechts erreichen, 
gestalten den Mitgebrauch des Gemeinschaftseigentums daher lediglich aus und konkretisieren ihn. 
Sie können Bestimmungen zu Nutzungsart und -zweck enthalten24, niemals aber den gänzlichen 
Ausschluss eines Wohnungseigentümers vom Mitgebrauch der im Gemeinschaftseigentum stehen-
den Bereiche zum Inhalt haben.

Dass Regelungen zur turnusmäßigen Nutzung von Bereichen des Gemeinschaftseigentums sowohl als 
(befristetes) Sondernutzungsrecht 25, als auch als Benutzungsregelung für möglich gehalten werden, 
ist unschädlich. Sie sind dann zwingend als Sondernutzungsrecht anzusehen mit der Folge, dass die 
für sie geltenden (strengeren) Begründungsvoraussetzungen einzuhalten sind und insbesondere eine 
Begründung durch Beschluss der Eigentümerversammlung ausscheidet, wenn sie den gänzlichen 
Ausschluss mindestens eines Miteigentümers vom Mitgebrauch zur Folge haben.26 Verbleibt sämtli-
chen Miteigentümern zumindest teilweiser Mitgebrauch beziehungsweise Mitgebrauch in einzelnen 
Beziehungen, kann die Regelung zumindest auch im Wege einer Benutzungsregelung unterhalb der 
Schwelle zum Sondernutzungsrecht durch Vereinbarung oder Beschluss (§ 19 WEG) erfolgen. Lässt 
man im zuletzt genannten Fall die Begründung (befristeter) Sondernutzungsrechte zu, scheint mir 
die Wahl des Sondernutzungsrechts für eine bessere Verkehrsfähigkeit der Berechtigung und Ver-
fügung über diese unabhängig von der Mitwirkung der übrigen Miteigentümer zu sorgen und eine 
bessere Sicherung der Rechtsposition des Nutzungsberechtigten zu gewährleisten. So könnte etwa 
der Miteigentümer A sein (befristetes) Sondernutzungsrecht zur Nutzung der Waschküche zum Auf-
hängen und Trocknen der Wäsche immer montags zwischen 8 und 12 Uhr ohne Zustimmung der 
anderen Miteigentümer auf den Miteigentümer B übertragen. Im Falle einer Benutzungsregelung, 
welche nicht die Qualität eines Sondernutzungsrechts erreicht, müsste diese durch Vereinbarung 
(unter Mitwirkung aller Miteigentümer) oder Beschluss (unter Mitwirkung der dafür erforderlichen 
Anzahl von Miteigentümern) geändert werden. Sogar könnte die Benutzungsbefugnis des A (auch 
gegen seinen Willen) wiederum durch Beschluss geändert, eingeschränkt oder die Benutzungsrege-
lung gar ganz aufgehoben werden.

Nutzungsbeschränkungen können durch Benutzungsregelung durchaus bis hin zu einem Benut-
zungsverbot gehen.27 Sie dürfen daher durchaus den Ausschluss eines oder mehrerer Miteigentümer 
vom Mitgebrauch in einzelnen Beziehungen, zu bestimmten Zeiten usw. zur Folge haben – aber 
eben nicht den für Sondernutzungsrechte typischen vollständigen Ausschluss vom Mitgebrauch. 
Es ist insoweit zwischen der bloßen Einschränkung des Mitgebrauchs und dessen Entziehung zu 
unterscheiden. Insbesondere die räumliche Aufteilung von Bereichen des Gemeinschaftseigentums 
dahingehend, dass Teilbereiche daraus einzelnen Miteigentümern zur alleinigen Benutzung (also mit 
der Folge des Ausschlusses aller anderen) zugewiesen werden, kann danach regelmäßig nur durch 
Begründung von Sondernutzungsrechten erfolgen.28 Nicht ganz im Einklang damit scheint es auf 
den ersten Blick zu stehen, wenn man die Begründung eines Sondernutzungsrechts für möglich 

22  BGH Urt. v. 15.10.2021 – V ZR 225/20; BGH Urt. v. 08.04.2016 – V ZR 191/15; BeckOK WEG/
Elzer, 49. Ed. 01.07.2022, WEG § 19 Rn. 23.

23  BGH Urt. v. 08.04.2016 – V ZR 191/15.
24  BGH Urt. v. 08.04.2016 – V ZR 191/15.
25  BGH Urt. v. 08.04.2016 – V ZR 191/15.
26  BGH Urt. v. 08.04.2016 – V ZR 191/15.
27  BGH Urt. v. 08.04.2016 – V ZR 191/15.
28  BGH Urt. v. 08.04.2016 – V ZR 191/15.
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hält, das dahingehend eingeschränkt ist, dass der Sondernutzungsberechtigte das Betreten des dem 
Sondernutzungsrecht unterliegenden Bereichs durch andere Miteigentümer zu bestimmten Zwe-
cken dulden muss.29 Eine derartig geringfügige Einschränkung des grundsätzlichen Ausschlusses 
vom Mitgebrauch lässt indes die für die Entstehung des Sondernutzungsrechts erforderliche nega-
tive Komponente nicht entfallen.

b)   Benutzungsregelungen hinsichtlich Sondereigentum

Hinsichtlich im Sondereigentum stehender Bereiche können – der gängigen Defi nition des BGH 
folgend – Sondernutzungsrechte von vorne herein nicht begründet werden. Benutzungsregelungen 
gem. § 19 WEG indes sind auch in Bezug auf Sondereigentum nach dem klaren Wortlaut der Norm 
möglich. Der (Mit-)Gebrauch aller anderen Wohnungs- und Teileigentümer ist bei Sondereigen-
tum zu Gunsten des beziehungsweise der Eigentümer der jeweiligen Wohnungs- beziehungsweise 
Teileigentumseinheit bereits gesetzlich ausgeschlossen (§ 13 Abs. 1 WEG). Die dem Sondernut-
zungsrecht wesenseigene negative Komponente zum Ausschluss aller anderen Miteigentümer vom 
Mitgebrauch des gemeinschaftlichen Eigentums ist bei Sondereigentum undenkbar. Sie ist Inhalt 
des dinglichen Rechts, mithin im Sondereigentum selbst verkörpert. Zwischen Sondernutzungs-
rechten, welche nur an Bereichen des Gemeinschaftseigentums bestehen können, und Benutzungs-
regelungen hinsichtlich Sondereigentum kann es also im Hinblick auf ihren jeweiligen tatsächlichen 
räumlichen Anwendungsbereich keine Überschneidungen geben. Hauptfall der Benutzungsregelung 
hinsichtlich Sondereigentum sind im Rahmen der Aufteilung nach dem Wohnungseigentumsgesetz 
getroff ene Zweckbestimmungen mit Vereinbarungscharakter. Aus ihr ergeben sich die zulässigen 
beziehungsweise unzulässigen Nutzungsarten, etwa die Unterscheidung zwischen zu Wohnzwecken 
und nicht zu Wohnzwecken dienenden Räumen (Wohnungs- und/oder Teileigentum). Benutzungs-
regelungen können sich auf Flächen (Garten, Hof, Stellplätze), Räume (Waschraum, Trockenraum, 
Werkstatt), Anlagen und Einrichtungen (Schwimmbad, Sauna, Mülltonnen) sowie Mischungen 
daraus (Kinderspielplatz mit Geräten; Waschraum mit Waschmaschinen und Trocknern) beziehen. 
Für Bereiche des Sondereigentums kommen insbesondere Verbote beziehungsweise Beschränkun-
gen der freien Nutzung wie Verbote zum Halten von (ggf. bestimmten) Tieren, Verbot zum freien 
Anbringen von Parabolantennen, Verbot zum Trocknen von Wäsche auf dem Balkon, Verbot des 
Musizierens außerhalb bestimmter Zeiten, Vermietungsbeschränkungen, Konkurrenzschutzklauseln 
etwa in Form des Verbots, bestimmte gewerbliche Tätigkeiten auszuüben, aber auch Verpfl ichtun-
gen wie die Pfl icht zum Anschluss an Gemeinschaftseinrichtungen (z.B. Kabelfernsehen oder die 
Zentralheizungsanlage des Hauses).

c)   Kein Sondernutzungsrecht ohne Ausschluss wenigstens eines Miteigentümers vom 
Mitgebrauch eines Teils des Gemeinschaftseigentums

Aus all dem folgt, dass ein Sondernutzungsrecht, dessen (Mit-)Berechtigte – in irgendeiner Weise – 
sämtliche Wohnungseigentümer sind, das umgekehrt also nicht zum vollständigen Ausschluss wenigs-
tens eines Miteigentümers vom Mitgebrauch eines Teils des Gemeinschaftseigentums führt, nicht 
möglich ist. In einem solchen Fall kann allenfalls von mehreren, beispielsweise befristeten Sonder-
nutzungsrechten ausgegangen werden, die aber jedes für sich den – zumindest zeitweisen – voll-
ständigen Ausschluss wenigstens eines Miteigentümers vom Mitgebrauch zur Folge haben müssen. 
Anderenfalls handelt es sich um eine (einfache) Benutzungsregelung. Gerade die Fälle der turnus-
mäßigen Benutzungsregelungen zeigen, dass eine Abgrenzung allerdings nicht in allen Fällen ganz 
trennscharf und zweifelsfrei möglich ist und gewisse Bereiche verbleiben, in denen sich das Sonder-
nutzungsrecht und die (einfache) Benutzungsregelung an Gemeinschaftseigentum überschneiden.

29  OLG München Urt. v. 10.04.2019 – 34 Wx 92/18.
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3.   Abgrenzung zum »Sondernutzungsrecht an Sondereigentum«

Regelungsgegenstand des – hier zu behandelnden – klassischen Sondernutzungsrechts im Sinne der 
Defi nition des BGH sind ausschließlich Bereiche des Gemeinschaftseigentums. Ein »Sondernutzungs-
recht an Sondereigentum« in dem Sinne, dass entsprechend der vorstehend dargestellten Grundsätze
– einem oder mehreren Wohnungs- beziehungsweise Teileigentümern
– unter Ausschluss der übrigen (negative Komponente)
– das Recht zur Nutzung von Räumen und/oder zu diesen gehörenden Gebäudebestandteilen, die 

Gegenstand von Sondereigentum sind, zugewiesen wird (positive Komponente)

ist nach h.M. de lege lata nicht begründbar.30

Zwar hat der BGH Vereinbarungen zwischen sämtlichen Wohnungs- und Teileigentümern zur 
Regelung der Benutzung von Mehrfachparkern durch die Bruchteilseigentümer, denen solche Mehr-
fachparker-Teileigentumseinheiten regelmäßig zu jeweils ideellen Miteigentumsanteilen gehören, 
als möglich erachtet.31 Obwohl solche Vereinbarungen ihrer Art nach eine »negative Komponente« 
beinhalten, »weil sie – in den Auswirkungen vergleichbar – mit einem Ausschluss vom Mitgebrauch 
des gemeinschaftlichen Teileigentums einhergehen«, hat der BGH sie aber in den Geltungsbereich 
des § 15 Abs. 1 WEG in seiner bis zum 30.11.2020 geltenden Fassung eingeordnet. Dabei ist zu 
beachten, dass sich die Entscheidung des BGH auf die besondere Konstellation von regelmäßig in 
ideellen Bruchteilseigentum mehrerer Miteigentümer stehenden Mehrfachparker-Teileigentums-
einheiten bezieht, bei denen primär für das Innenverhältnis der Miteigentümer der Teileigentums-
einheit Gebrauchsregelungen getroff en werden sollen. Der BGH sieht seine Entscheidung selbst 
wohl eher als Ausnahme an, weist doch »die Binnenbeziehung von Bruchteileigentümern […] im 
Grundsatz keinen Gemeinschaftsbezug« auf.32

Für eine Anerkennung weitergehender Regelungsmöglichkeiten, nach denen etwa die gem. § 13 
Abs. 1 WEG grundsätzlich uneingeschränkte ausschließliche Nutzungsbefugnis des jeweiligen Eigen-
tümers einer Sondereigentumseinheit teilweise ausgeschlossen und zu Gunsten eines oder mehrerer 
anderer Wohnungs- beziehungsweise Teileigentümer das Recht zur Nutzung jener Sondereigentums-
einheit in bestimmter Art und Weise eingeräumt werden könnte, lässt die dargestellte jüngere Recht-
sprechung des BGH somit keinerlei Grundlage erkennen. Soll beispielsweise der jeweilige Eigentü-
mer einer Wohnungs- beziehungsweise Teileigentumseinheit Räume oder sonstige Bestandteile, die 
Gegenstand des Sondereigentums einer anderen Wohnungs- beziehungsweise Teileigentumseinheit 
sind, in bestimmter Art und Weise (gegebenenfalls insoweit unter Ausschluss des Eigentümers der 
dienenden Einheit) nutzen können, muss wie sonst auch zur Regelung der Nutzungsbefugnisse an 
Grundstücken mit Immobiliarsachenrechten, insbesondere Grunddienstbarkeiten, gearbeitet werden.

Klassische Sondernutzungsrechte im Sinne der Defi nition des BGH werden somit mit Recht dem 
Regelungsbereich des § 10 Abs. 1 Satz 2 WEG i.V.m. § 16 Abs. 1 Satz 3 WEG zugeordnet. Sie 
betreff en, da Regelungsgegenstand im Gemeinschaftseigentum stehende Bereiche sind, sämtliche 
Miteigentümer des nach dem WEG in Wohnungs- und/oder Teileigentum aufgeteilten Grundstücks. 
Sie regeln unmittelbar das Verhältnis sämtlicher Miteigentümer, während sich Regelungen über 
die Benutzung des Sondereigentums allenfalls mittelbar auf die Gemeinschaft der Wohnungs- und 
Teileigentümer auswirken.33 An Bereichen, an denen wirksam Sondereigentum begründet ist, kann 
somit kein klassisches Sondernutzungsrecht im Sinne der Defi nition des BGH begründet werden.

30  A.A. BeckFB WEG/Schneider Form E.I.5 und G.V.8 m.w.N.
31  BGH Beschl. v. 20.02.2014 – V ZB 116/13.
32  BGH Beschl. v. 20.02.2014 – V ZB 116/13.
33  BGH Beschl. v. 20.02.2014 – V ZB 116/13, Rn. 13: »Dauerhafte und klare Nutzungsregelungen, die eine 

Einigung der Bruchteilseigentümer untereinander entbehrlich machen, dienen daher dem Frieden in der 
Gemeinschaft; hierin ist ein noch ausreichender Gemeinschaftsbezug zu sehen.«.
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4.   Schuldrechtliche Regelung und »Verdinglichung«

§ 10 Abs. 1 Satz 2 WEG setzt eine »Vereinbarung« voraus. Die Vorschrift ist zu lesen im Kontext 
der §§ 741 ff . BGB, den Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Gemeinschaft. § 10 
Abs. 1 Satz 1 WEG selbst ordnet an, dass sich das »Verhältnis der Wohnungseigentümer untereinan-
der […] nach den Vorschriften dieses Gesetzes und, soweit dieses Gesetz keine besonderen Bestimmungen 
enthält, nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Gemeinschaft« bestimme. Die Vor-
schriften des Wohnungseigentumsgesetzes zum Verhältnis der Wohnungseigentümer untereinander 
sind mithin die allgemeinen Vorschriften über die Gemeinschaft verdrängende Spezialregelungen. 
Soweit Spezialregelungen nicht getroff en sind, ist auf die Vorschriften des BGB über die Gemein-
schaft zurückzugreifen.

§ 10 Abs. 1 WEG enthält mithin insbesondere eine Spezialregelung zu den §§ 745, 746 BGB. 
Eine (rein schuldrechtliche) Vereinbarung der Teilhaber über die Benutzung des gemeinschaftli-
chen Gegenstands gem. § 745 BGB wirkt gem. § 746 BGB unproblematisch »für und gegen die 
Sondernachfolger«. Handelt es sich bei dem gemeinschaftlichen Gegenstand um ein Grundstück, 
macht § 1010 BGB davon jedoch eine gewichtige Ausnahme: Gegen (sic!) den Sondernachfolger 
des Miteigentümers an einem Grundstück wirkt die Regelung der Miteigentümer über die Ver-
waltung und Benutzung des Grundstücks nur, wenn sie als Belastung des Anteils des Miteigentü-
mers im Grundbuch eingetragen ist.34 Dieser Sonderregelung entspricht § 10 Abs. 3 WEG für das 
Wohnungseigentum und insbesondere für Vereinbarungen gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 WEG. Eine 
spezielle Regelung dahingehend, dass Vereinbarungen gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 WEG für (sic!) den 
Sondernachfolger eines Wohnungseigentümers wirken, sich ein Sondernachfolger des begünstigten 
Wohnungseigentümers also auf sie berufen kann, war im WEG hingegen nicht zu treff en. Dies ist 
bereits durch den Verweis in § 10 Abs. 1 Satz 1 WEG auf die Geltung der Regelungen des Bürger-
lichen Gesetzbuchs über die Gemeinschaft, soweit das WEG keine speziellen Regelungen enthält, 
und damit insbesondere auch auf die §§ 745, 746 BGB, gewährleistet.

Bereits aus dieser Systematik wird deutlich, dass es sich bei dem »Sondernutzungsrecht« nicht um 
ein »dingliches Recht« im sachenrechtlichen Sinne handelt und handeln kann. Während dingliche 
Rechte im sachenrechtlichen Sinne mit absoluter Wirkung gegenüber jedermann ausgestattet sind, 
handelt es sich bei Sondernutzungsrechten – wie Vereinbarungen der Mitglieder der Gemeinschaft 
gemäß den Regelungen des Bürgerlichen Rechts – um schuldrechtliche Vereinbarungen im Innen-
verhältnis der Wohnungseigentümer, die durch Eintragung im Grundbuch »verdinglicht« werden 
können und auch sollten, damit auch etwaige Rechtsnachfolger eines Wohnungseigentümers an sie 
gebunden sind und sie ihnen entgegen gehalten werden können. Erst und nur durch diese Verding-
lichung durch Verlautbarung im Grundbuch erhält die Sondernutzungsbefugnis die Qualität eines 
nicht ohne Mitwirkung des Berechtigten entziehbaren »Rechts« – freilich stets nur im Innenver-
hältnis der Wohnungseigentümer. Seine im Ergebnis doch absolute Wirkung gegenüber jedermann 
nach außen wird lediglich vermittelt durch das Eigentumsrecht am Grundstück, aus welchem der 
mit einem Sondernutzungsrecht verbundene Anteil eines Miteigentümers einen Ausschnitt darstellt.

Dementsprechend gelten auch die weiteren sachenrechtlichen Grundsätze für das Sondernutzungs-
recht nicht oder nur eingeschränkt. Es besteht kein Typenzwang, so dass grundsätzlich jegliche 
schuldrechtlichen Vereinbarungen, die gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 WEG getroff en werden können, 
»verdinglicht« werden können. Der sachenrechtliche Bestimmtheitsgrundsatz wird im Rahmen der 
Verdinglichung im Grundsatz angewendet (siehe unten). Er ist jedoch gegenüber dem Sachenrecht 
aufgeweicht. Insbesondere kann auch die Bestimmbarkeit ausreichen (siehe unten Rdn. 194). Auch 
das Publizitätsprinzip kommt nicht in der Strenge zur Anwendung, wie es im Sachenrecht der Fall 
ist. So muss sich zumindest die negative Komponente aus der Grundbucheintragung ergeben, um 
den Ausschluss anderer Miteigentümer von der Mitbenutzung und damit ein verdinglichtes Son-
dernutzungsrecht zur Entstehung zu bringen. Stets genügt für die wirksame Entstehung aber die 

34  Siehe auch OLG Düsseldorf Beschl. v. 09.06.2017 – I-3 Wx 46/17.
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Bezugnahme auf die Bewilligung. Eine explizite Verlautbarung ist nicht erforderlich, weder hinsicht-
lich der negativen noch hinsichtlich der positiven Komponente. Die positive Komponente muss 
noch nicht einmal von Beginn an »zugewiesen« sein, geschweige denn durch explizite Eintragung 
der Berechtigung im Grundbuch ausdrücklich verlautbart.

Im Ergebnis lässt sich damit festhalten, dass sämtliche Regelungen, die Inhalt eines durch Grund-
bucheintragung verdinglichten Sondernutzungsrechts sein können, auch lediglich auf schuldrechtli-
cher Ebene durch Vereinbarung getroff en werden können. Solche Regelungen sind durchaus wirksam 
und wirken »inter partes«. Die Berechtigung aus ihnen kann unproblematisch übertragen werden, 
so dass sich der Rechtsnachfolger auf sie berufen kann. Bei Wahrung bestimmter weiterer Voraus-
setzungen besteht die Möglichkeit zur »Verdinglichung« der schuldrechtlichen Vereinbarung mit 
der Folge, dass die Vereinbarung auch gegen jeden Rechtsnachfolger eines Miteigentümers wirkt. 
Nur wenn eine solche Verdinglichung erfolgt ist, kann von einem Sondernutzungsrecht der hier 
behandelten Art die Rede sein.

 II.   Bedeutung von Sondernutzungsrechten nach dem WEMoG

Sondereigentum kann nur »an einer bestimmten Wohnung oder an nicht zu Wohnzwecken dienen-
den bestimmten Räumen in einem auf dem Grundstück errichteten oder zu errichtenden Gebäude« 
begründet werden (§ 3 Abs. 1 Satz 1 WEG). Grundsätzlich können daher nur solche »Räume sowie 
die zu diesen Räumen gehörenden Bestandteile des Gebäudes, die verändert, beseitigt oder eingefügt 
werden können, ohne dass dadurch das gemeinschaftliche Eigentum oder ein auf Sondereigentum 
beruhendes Recht eines anderen Wohnungseigentümers über das bei einem geordneten Zusammen-
leben unvermeidliche Maß hinaus beeinträchtigt oder die äußere Gestaltung des Gebäudes verändert 
wird« Gegenstand des Sondereigentums sein (§ 5 Abs. 1 Satz 1 WEG).

Sondernutzungsrechte hingegen können grundsätzlich an allen Bereichen des aufzuteilenden Grund-
stücks begründet werden, insbesondere also unabhängig davon ob der jeweilige Bereich grundsätz-
lich sondereigentumsfähig ist – insbesondere »Raumeigenschaft« aufweist – oder nicht, soweit der 
Bereich nicht im Rahmen der Aufteilung bereits wirksam zum Gegenstand von Sondereigentum 
gemacht wird. Daraus ergibt sich ein wesentlicher Anwendungsbereich für Sondernutzungsrechte: 
Sie können genutzt werden, um Bereiche, die von vorneherein nicht sondereigentumsfähig sind, 
einzelnen Miteigentümern unter Ausschluss der anderen Miteigentümer zur ausschließlichen Nut-
zung zuzuweisen. Sie kommen so insbesondere für Bereiche in Betracht, die nicht die für Sonder-
eigentum erforderliche »Raumeigenschaft« aufweisen.

Von dem Grundsatz, dass Sondereigentum grundsätzlich nur an »Räumen« begründet werden kann, 
macht das WEG seit dem WEMoG jedoch zwei gewichtige Ausnahmen. Bereits vor dem WEMoG 
ließ das WEG es zu, dass Sondereigentum an »Garagenstellplätzen«, also Stellplätzen innerhalb 
(sic!) eines Gebäudes, begründet wird. Gemäß § 3 WEG in seiner bis zum 30.11.2020 geltenden 
Fassung wurde die Raumeigenschaft von Garagenstellplätzen fi ngiert (»Garagenstellplätze gelten 
als abgeschlossene Räume«), »wenn ihre Flächen durch dauerhafte Markierungen ersichtlich sind.«

Gemäß § 3 Abs. 1 Satz 2 WEG in seiner ab dem 01.12.2020 geltenden Fassung (nach dem WEMoG) 
gelten nun Stellplätze als Räume, unabhängig davon, ob sie sich innerhalb oder außerhalb von 
Gebäuden befi nden und auch unabhängig davon, ob ihre Flächen durch dauerhafte Markierungen 
ersichtlich sind.

§ 3 Abs. 2 WEG in seiner ab dem 01.12.2020 geltenden Fassung (nach dem WEMoG) lässt darüber 
hinaus ganz allgemein zu, dass das Sondereigentum »auf einen außerhalb des Gebäudes liegenden 
Teil des Grundstücks erstreckt« wird, »es sei denn, die Wohnung oder die nicht zu Wohnzwecken 
dienenden Räume bleiben dadurch wirtschaftlich nicht die Hauptsache.«

164

165

166

167

168

169

Leseprobe

C
ar

l H
ey

m
an

ns
 V

er
la

g 
20

23



C. Sondernutzungsrechte   Kapitel 3

291Wegener

Trotz diesen Änderungen durch das WEMoG kommt Sondernutzungsrechten weiterhin Bedeu-
tung zu:
– Stellplätze sowie außerhalb des Gebäudes liegende Teile des Grundstücks sollen durch Maßan-

gaben im Aufteilungsplan bestimmt sein (§ 3 Abs. 3 WEG). Die Maßangaben zu Stellplätzen 
und Teilen des Grundstücks müssen es ermöglichen, die Größe und Lage der zum Sondereigen-
tum gehörenden Flächen ausgehend von den Grenzen des Grundstücks oder eines Gebäudes zu 
bestimmen (§ 6 AVA). Fehlen entsprechende Maßangaben, dürfte in der Regel bereits die Bau-
behörde die Ausstellung der gemäß § 7 Abs. 4 Nr. 2 WEG erforderlichen Abgeschlossenheits-
bescheinigung verweigern (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 AVA). Selbst mit Abgeschlossenheitsbescheinigung 
kann (und wird in der Regel) das Grundbuchamt das Vorhandensein entsprechender Maßan-
gaben prüfen und im Fall ihres Fehlens den Grundbuchvollzug verweigern. In diesem Fällen 
kann mit Sondernutzungsrechten gearbeitet werden, ohne dass die Aufteilungspläne und die 
Abgeschlossenheitsbescheinigung geändert werden müssen. Auch wenn sich nach Erstellung der 
Aufteilungspläne mit entsprechenden Maßangaben und Einholung einer Abgeschlossenheitsbe-
scheinigung herausstellt, dass die Fläche doch falsch bemessen oder zugeschnitten sind, kann die 
Begründung von Sondereigentum an diesen Bereichen unterbleiben und stattdessen mit Sonder-
nutzungsrechten gearbeitet werden.

– Sondernutzungsrechten liegen schuldrechtliche Regelungen zu Grunde, welche durch Eintragung 
im Grundbuch verdinglicht werden und damit auch gegen Sonderrechtsnachfolger von Miteigen-
tümern wirken. Der Inhalt der getroff enen schuldrechtlichen Vereinbarungen bestimmt somit 
den Inhalt des Sondernutzungsrechtes. Sondereigentum ist hingegen grundsätzlich Eigentum 
im Sinne der §§ 903 ff . BGB – soweit nicht Modifi kationen durch das WEG für das Sonder-
eigentum erfolgen. Der Inhalt von Sondereigentum ist somit bereits aus gesetzlichen Regelungen 
heraus und durch langjährig zu diesen gesetzlichen Regelungen ergangene Rechtsprechung rela-
tiv klar defi niert und grundsätzlich sehr weitgehend (§ 903 BGB). Der Rechtsgestalter muss bei 
der Begründung von Sondereigentum somit deutlich weniger Augenmerk legen auf die genaue 
inhaltliche Ausgestaltung der Befugnisse des Berechtigten. Umgekehrt aber kann er auch deutlich 
weniger Einfl uss nehmen und insbesondere anders als es bei Sondernutzungsrechten möglich ist 
nicht etwa die Befugnisse des (Sonder-)Eigentümers einschränken. Sondernutzungsrechte ermög-
lichen es hingegen auch, ein ausschließliches Nutzungsrecht festzulegen, welches mit deutlich 
weniger Befugnissen verbunden ist als das Eigentum (z.B. Befugnis nur zur Nutzung als Ziergar-
ten, nicht aber als Nutzgarten oder eine zeitliche Beschränkung der Nutzung einer Außenfl äche 
als Garten nur bis maximal 20 Uhr usw.).

– An Stellplätzen, welche durch Maßangaben im Aufteilungsplan bestimmt sind und zu denen eine 
entsprechende Abgeschlossenheitsbescheinigung erteilt wurde, kann sowohl unselbständiges als 
auch selbständiges Teileigentum begründet werden. Damit ist es aber möglich, dass einzelne Stell-
plätze – auch wenn sich diese außerhalb des Gebäudes befi nden (sic!) – in das Eigentum von Perso-
nen gelangen, die nicht auch Eigentümer einer anderen Wohnungs- und/oder Teileigentumseinheit 
(mit tatsächlicher also echter und nicht zur fi ngierter Raumeigenschaft) sind. Diese Verkehrsfähig-
keit kann gerade gewünscht sein. Auch ist denkbar, dass eigenständiges Teileigentum durch den 
Rechtsverkehr als wirtschaftlich werthaltiger angesehen wird und dabei insbesondere bei einem 
Verkauf ein höherer Preis erzielt werden kann. Die Interessen der Eigentümer von Sondereigentum 
innerhalb eines Gebäudes können allerdings stark abweichen von den Interessen der Eigentümer 
von ausschließlich außerhalb von Gebäuden befi ndlichem Sondereigentum. Namentlich dürfte 
ein Eigentümer einer Teileigentumseinheit, welche ausschließlich mit dem Sondereigentum an 
einem Stellplatz im Freien verbunden ist, möglicherweise wenig Interesse an der Instandhaltung 
und Instandsetzung des Gebäudes haben – insbesondere, wenn er sich womöglich auch noch an 
den Kosten beteiligen soll. Freilich kann (und muss gegebenenfalls) durch den Rechtsgestalter 
für diese Fälle Vorsorge getroff en werden durch die entsprechende Ausgestaltung der Gemein-
schaftsordnung. In Betracht kommen insbesondere Regelungen zum Stimmrecht, zu den Pfl ich-
ten zur Instandhaltung und Instandsetzung und/oder zur Kostentragung. Wenn hingegen von 
vorneherein verhindert werden soll, dass Stellplätze (insbesondere solche im Freien) isoliert auch 
an außerhalb der sonstigen Sondereigentümer der Wohnungseigentümergemeinschaft stehende 
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Personen gelangen können, sollten an den Stellplätzen lediglich Sondernutzungsrechte begründet 
werden. Diese können stets nur Wohnungs- oder Teileigentumseinheiten zugeordnet sein und 
somit allenfalls unter diesen, also »innerhalb der Eigentümergemeinschaft« übertragen werden. 
Bei anderen außerhalb des Gebäudes liegenden Teilen des Grundstücks stellt sich diese Prob-
lematik nicht in gleicher Weise, da auf sie lediglich das Sondereigentum (einer Wohnungs- oder 
Teileigentumseinheit) »erstreckt« werden kann, wobei die Wohnung oder die nicht zu Wohn-
zwecken dienenden Räume wirtschaftlich die Hauptsache bleiben müssen. Sie sind also stets nur 
»innerhalb der Eigentümergemeinschaft« verkehrsfähig.

– Der räumliche Bereich und der Inhalt von Sondernutzungsrechten sind leichter und fl exibler 
abänderbar. Sowohl ein Sondernutzungsrecht als auch Sondereigentum kann durch Verein-
barung der Miteigentümer zwar gänzlich aufgehoben und damit wieder in (unbeschränktes) 
Gemeinschaftseigentum überführt werden. Sollen hingegen lediglich die räumlichen Grenzen 
eines Bereichs geändert werden, ist bei Sondereigentum ein neuer (geänderter) Aufteilungsplan 
mit entsprechender Abgeschlossenheitsbescheinigung und dazu eine (notariell beurkundete) 
Änderungsvereinbarung aller Miteigentümer bzw. Änderungsbewilligung des Eigentümers sämt-
licher Miteigentumsanteile (in wenigstens notariell beglaubigter Form) erforderlich. Die räum-
lichen Grenzen von Sondernutzungsrechten sowie deren Inhalt können hingegen durch bloße 
Vereinbarung der Miteigentümer (in notariell beglaubigter Form), gegebenenfalls Zustimmung 
dinglicher Berechtigter (in wenigstens notariell beglaubigter Form) und Eintragung im Grund-
buch verändert werden. Ein neuer Aufteilungsplan mit Abgeschlossenheitsbescheinigung ist dafür 
nicht erforderlich. Unter Umständen sind Änderungen sogar nur durch einzelne Miteigentümer 
ohne Mitwirkung der anderen erreichbar, etwa wenn ein Miteigentümer lediglich einen räum-
lich begrenzten Teil aus einem ihm zur ausschließlichen Nutzung zustehenden Bereich an einen 
anderen Miteigentümer überträgt oder Miteigentümer, deren Sondernutzungsrechte unmittelbar 
aneinandergrenzen, die Grenzziehung zwischen den Bereichen verschieben.

– Sondernutzungsrechte können auch mehreren Miteigentümern zur gemeinsamen Ausübung 
zustehen (Gemeinschaftliches Sondernutzungsrecht). Das Innenverhältnis der Berechtigten 
kann hier fl exibel und einfach ausgestaltet werden. Insbesondere kommen nicht die Regelungen 
der Bruchteilsgemeinschaft zur Anwendung, die etwa bei einer Bruchteilsgemeinschaft an einer 
Stellplatz-Teileigentumseinheit grundsätzlich auch das Recht beinhaltet, die Aufhebung zu ver-
langen (§ 749 BGB). Regelungen zwischen den Bruchteilseigentümern über die Verwaltung 
und Benutzung einer Stellplatz-Teileigentumseinheit und/oder über den Ausschluss des Rechts, 
die Aufhebung der Gemeinschaft zu verlangen, müssen bei Sondernutzungsrechten somit nicht 
getroff en werden. Werden hingegen Stellplatz-Teileigentumseinheiten geschaff en, die im Bruch-
teilseigentum verschiedener Miteigentümer stehen, müssen hingegen entsprechende Regelungen 
erwogen und auch im Grundbuch eingetragen werden, wenn sie wiederum gegen Sondernach-
folger eines Bruchteilseigentümers wirken sollen (§ 1010 BGB).

– Sondernutzungsrechte können sukzessive begründet werden, insbesondere, wenn sich der auftei-
lende Eigentümer die Schaff ung durch Zuweisung vorbehält. Insbesondere bei Bauträgerprojekten 
kommt dies vor, um Stellplätze und/oder andere Bereiche beim Abverkauf der Wohnungen spä-
ter fl exibel zuteilen zu können. Nicht zugeteilte Bereiche verbleiben im Gemeinschaftseigentum. 
Sondereigentum kann hingegen nicht aufschiebend oder aufl ösend bedingt begründet werden. 
Es muss daher im Rahmen der Aufteilung entweder als selbständiges Teileigentum begründet 
werden und kann dann auch separat (zusätzlich zu einer Wohnungseigentumseinheit) veräußert 
werden. Oder es muss im Rahmen der Aufteilung als unselbständiges Teileigentum begründet 
werden mit der Folge, dass bei späterem Änderungsbedarf im Rahmen des Abverkaufs das Teil-
eigentum an einen anderen Miteigentümer (bzw. eine andere Wohnungseigentumseinheit) über-
tragen werden muss.
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 III.   Begründung und Entstehung

1.   Begründungszeitpunkt

Die Begründung kann im Rahmen der erstmaligen Aufteilung nach dem Wohnungseigentumsge-
setz, aber auch später noch erfolgen. Ein verdinglichtes Sondernutzungsrecht kann nicht dadurch 
entstehen, dass zunächst lediglich die negative Komponente, der Ausschluss mindestens eines Mit-
eigentümers vom Mitgebrauch eines Bereichs des Gemeinschaftseigentums, durch Grundbuchein-
tragung verdinglicht wird und die positive Komponente, die Zuweisung einer bestimmten Nut-
zungsbefugnis an einen oder mehrere Miteigentümer, später ergänzt wird.35 Möglich ist aber, dass 
die positive Komponente – auch wenn die genaue Zuweisung später erfolgen soll – zunächst einem 
oder mehreren Miteigentümern oder einer oder mehreren Sondereigentumseinheiten zugewiesen 
wird. Auch möglich ist es, den Ausschluss vom Mitgebrauch aller anderen Miteigentümer unter die 
aufschiebende Bedingung der Zuweisung eines Sondernutzungsrechts an einen Miteigentümer oder 
eine Sondereigentumseinheit zu stellen. In diesem Fall muss der Zuweisungsvorbehalt so bestimmt 
formuliert sein, dass sich Ausmaß und Umfang der daraus folgenden Belastungen für die Wohnungs-
eigentümer zweifelsfrei erkennen lassen.36

2.   Begründungsarten

a)   Vereinbarung oder einseitige Erklärung

Die Begründung erfolgt durch Vereinbarung (§ 10 Abs. 1 Satz 2 WEG) oder durch den teilenden 
Eigentümer nach § 8 Abs. 2, § 5 Abs. 4 i.V.m. § 10 Abs. 1 WEG.37 Das Nummerierungsgebot des 
§ 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WEG ist dabei nicht zwingend zu wahren. Es gilt für »alle zu demselben 
Wohnungseigentum gehörenden Einzelräume und Teile des Grundstücks«, mithin ausschließlich für Son-
dereigentum. Freilich ist es für das Verständnis der Grundbucheintragung und Pläne häufi g sinn-
voll, sämtliche zu einem Sondereigentum gehörenden Bereiche und damit auch die dem jeweiligen 
Sondereigentum zur Sondernutzung zugewiesenen Bereiche einheitlich zu kennzeichnen. Gerade 
bei der Begründung von Sondernutzungsrechten im Rahmen der erstmaligen Aufteilung bietet 
es sich an, nach Möglichkeit für eine einheitliche Kennzeichnung zu sorgen. Umgekehrt kann es 
allerdings Fälle geben, in denen gerade das Nummerierungsgebot des § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WEG 
dazu führt, dass Sondereigentum nicht so wie eigentlich gewünscht begründet werden kann. Dann 
kann mit Sondernutzungsrechten gearbeitet werden, etwa wenn der im Aufteilungsplan mit Nr. 1 
bezeichneten Wohnung nicht der mit derselben, sondern einer anderen Nummer bezeichnete Kel-
lerraum (z.B. Nr. 3) zugeordnet werden soll und insbesondere auch nicht separates und damit selb-
ständig verkehrsfähiges Teileigentum an dem einzelnen Kellerraum zu begründen gewünscht wird.

b)   Öffnungsklauseln und Ermächtigungen

Durch Beschluss der Wohnungseigentümergemeinschaft können Sondernutzungsrechte grundsätz-
lich nicht begründet werden. Ein entsprechender Beschluss wäre nichtig. Das gilt indes nicht, wenn 
eine Öff nungsklausel vereinbart ist, welche ausdrücklich auch die Begründung von Sondernutzungs-
rechten gestattet. Von der Aufnahme derartiger Öff nungsklauseln, welche auch die Begründung 
von Sondernutzungsrechten gestatten, ist – jedenfalls de lege lata – eher abzuraten. Die in diesem 
Zusammenhang besonders »gefährlich« wirkende Regelung des § 10 Abs. 4 WEG in ihrer bis zum 
30.11.2020 geltenden Fassung, wonach Beschlüsse gem. § 23 WEG in seiner bis zum 30.11.2020 
geltenden Fassung zu ihrer Wirksamkeit gegen den Sondernachfolger eines Wohnungseigentümers 
nicht der Eintragung in das Grundbuch bedürfen, wurde durch das WEMoG richtigerweise geän-
dert. Gemäß § 5 Abs. 4 Satz 1 WEG i.V.m. § 10 Abs. 3 WEG müssen Beschlüsse, die aufgrund 

35  OLG Schleswig Beschl. v. 26.09.2016 – 2 Wx 56/16.
36  LG Karlsruhe Urt. v. 05.12.2017 – 11 S 145/16.
37  BGH Urt. v. 13.01.2017 – V ZR 96/16.
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einer vereinbarten Öff nungsklausel gefasst werden, im Grundbuch eingetragen werden, um gegen 
Sonderrechtsnachfolger zu wirken. Die Begründung eines verdinglichten Sondernutzungsrechts und 
damit einhergehend ein Ausschluss von Miteigentümern vom Mitgebrauch im Gemeinschaftseigen-
tum stehender Bereiche kann somit seit dem Inkrafttreten des WEMoG richtigerweise nicht mehr 
wirksam begründet werden, ohne dass dies aus dem Grundbuch erkennbar wird. Im Fall der Ver-
dinglichung einer nachträglichen Vereinbarung ist zur Wirksamkeit unverändert ebenso die nachträg-
liche Änderung des Inhalts des Sondereigentums im Grundbuch einzutragen (§ 10 Abs. 3 WEG).

Auch eine Ermächtigung zur Begründung von Sondernutzungsrechten kann vereinbart werden. 
Die Ermächtigung muss wiederum dem sachenrechtlichen Bestimmtheitsgrundsatz genügen. Dog-
matisch wird die Ermächtigung als aufschiebend auf die Ausübung der Ermächtigung bedingter 
Ausschluss vom Mitgebrauch gesehen, so dass durch die Bezugnahme auf die Bewilligung die (auf-
schiebend bedingte) negative Komponente bereits Inhalt der Grundbucheintragung und damit des 
Sondereigentums wird. Häufi g wird diese Möglichkeit durch den aufteilenden Eigentümer gewählt, 
wenn noch nicht feststeht, ob überhaupt Sondernutzungsrechte begründet werden sollen, welchen 
Zuschnitt sie haben und wem sie als Berechtigtem zugewiesen werden sollen. In solchen Fällen 
endet die Ermächtigung für den aufteilenden Eigentümer spätestens mit seinem Ausscheiden als 
Miteigentümer, so dass gegebenenfalls die Fortdauer der Ermächtigung vereinbart und/oder die 
Ermächtigung von vorne herein oder zumindest ab dem Ausscheiden des aufteilenden Eigentümers 
als Miteigentümer einem Dritten38 eingeräumt werden sollte.

3.   Entstehung – Eintragung im Grundbuch und deren Bedeutung

Das Sondernutzungsrecht »entsteht« bereits durch seine bloß schuldrechtliche Vereinbarung. Erst 
durch ihre Eintragung im Grundbuch werden sie aber »verdinglicht«, so dass fortan Rechtsnachfol-
ger der Miteigentümer sowie sonstige dinglich Berechtigte die getroff enen Vereinbarungen ebenfalls 
gegen sich gelten lassen müssen.39 Ein nicht verdinglichtes, rein schuldrechtliches Sondernutzungs-
recht wirkt indes lediglich zwischen den Parteien der schuldrechtlichen Vereinbarung. Eben die Ver-
dinglichung, die dazu führt, dass die getroff enen Vereinbarungen auch etwaigen Rechtsnachfolgern 
der anderen Miteigentümer sowie sonstigen dinglich Berechtigten entgegengehalten werden können, 
wird von den Beteiligten in der Regel gewünscht sein. Der rechtliche Gestalter muss somit darauf 
achten, dass diese Verdinglichung zuverlässig erreicht wird.40 Soweit im Folgenden von »Sondernut-
zungsrecht« die Rede ist, ist damit stets das durch Grundbucheintragung verdinglichte und damit 
dauerhaft rechtlich gesicherte Sondernutzungsrecht gemeint.

a)   Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung

Zur Entstehung des solchermaßen verdinglichten Sondernutzungsrechts ist seine Eintragung im 
Grundbuch sämtlicher Wohnungs- und/oder Teileigentumseinheiten erforderlich. Nur dadurch 
kann sie Inhalt des Sondereigentums werden. Für die Eintragung genügt es, dass sie auf die Ein-
tragungsbewilligung oder einen Nachweis nach § 7 Abs. 2 Satz 1 WEG Bezug nimmt (§ 7 Abs. 3 
WEG; § 3 Abs. 2 Wohnungsgrundbuchverfügung (WGV)), wenn und soweit eine den Vorgaben 
entsprechende Eintragungsbewilligung beziehungsweise ein Nachweis nach § 7 Abs. 2 Satz 1 WEG 
der Eintragung zu Grunde lag und insbesondere auch zum Vollzug beantragt worden ist.41

38  OLG Frankfurt Beschl. v. 10.03.2016 – 20 W 70/15; OLG München Beschl. v. 28.09.2015 − 34 Wx 
84/14.

39  OLG Düsseldorf Beschl. v. 09.06.2017 – I-3 Wx 46/17; AG München Urt. v. 12.07.2017 – 481 C 
22391/16 WEG.

40  Zu den Folgen einer zunächst unterbliebenen Eintragung in das Grundbuch vgl. auch OLG Düsseldorf 
Beschl. v. 09.06.2017 – I-3 Wx 46/17.

41  Zu den Folgen einer eingeschränkten Antragstellung vgl. auch OLG Düsseldorf Beschl. v. 09.06.2017 – 
I-3 Wx 46/17.
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b)   negative Komponente

Bei der Eintragung der negativen Komponente in das Grundbuch, die in den Grundbüchern sämt-
licher Wohnungs- und/oder Teileigentumseinheiten der jeweiligen Eigentümergemeinschaft erfolgen 
muss und Aufschluss darüber gibt, dass Sondernutzungsrechte überhaupt begründet sind, sollte auf 
eine nähere Beschreibung der betroff enen Bereiche verzichtet werden. Zur wirksamen Entstehung 
von Sondernutzungsrechten zwingend erforderlich ist eine ausdrücklich Verlautbarung der negati-
ven Komponente zusätzlich zur bloßen Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung nicht.42 Aller-
dings sollten es die Grundbuchämter bei der Eintragung der negativen Komponente nicht bei der 
bloßen Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung belassen. Der (potentielle eigene) Ausschluss 
vom Mitgebrauch gemeinschaftlichen Eigentums ist insbesondere für den einzelnen Miteigentümer 
und – wegen der möglichen Folgen für den wirtschaftlichen Wert der den vom Mitgebrauch aus-
geschlossenen Miteigentümern gehörenden Sondereigentumseinheiten – die dinglich an der einzel-
nen Sondereigentumseinheit Berechtigten oftmals von erheblicher rechtlicher und wirtschaftlicher 
Bedeutung. Die ausdrückliche Erwähnung zumindest der negativen Komponente ermöglicht dem 
Rechtsverkehr, die Existenz von Sondernutzungsrechten leicht und sicher zu erkennen. Sinnvoll ist 
daher, das Vorhandensein von Sondernutzungsrechten und damit die negative Komponente in den 
Grundbüchern sämtlicher Wohnungs- und/oder Teileigentumseinheiten der Eigentümergemein-
schaft im Bestandsverzeichnis des jeweiligen Grundbuchblattes beispielsweise wie folgt ausdrücklich 
zu verlautbaren: »Sondernutzungsrechte sind begründet.« Im Übrigen sollte das Grundbuchamt es 
sodann aber bei der Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung beziehungsweise den Nachweis 
nach § 7 Abs. 2 Satz 1 WEG belassen. In der Praxis begegnet man gelegentlich konkreteren Ver-
lautbarungen der negativen Komponente, beispielsweise Eintragungstexten wie: »An den Pkw-Stell-
plätzen im Freien sind Sondernutzungsrechte begründet.« Das kann jedoch bei späteren Änderungen 
(z.B. Aufhebung von Sondernutzungsrechten an einzelnen Pkw-Stellplätzen mit der Folge, dass diese 
wieder einschränkungsloses Gemeinschaftseigentum werden) zu erhöhtem Eintragungsaufwand für 
das Grundbuchamt (zumindest zur Klarstellung, um Missverständnisse zu vermeiden) oder miss-
verständlichen Eintragungstexten führen.

c)   positive Komponente

Nicht erforderlich, aber regelmäßig sinnvoll ist es, die »positive Komponente«, also den Inhalt des 
Sondernutzungsrechts, im Grundbuch der begünstigten Einheit ausdrücklich schlagwortartig zu 
bezeichnen. Für den Rechtsverkehr und insbesondere die Verkehrsfähigkeit begünstigter Sonder-
eigentumseinheiten ist dies in der Regel sehr hilfreich. So können sich Kaufi nteressenten, Gläubi-
ger dinglicher Rechte an dem jeweiligen Wohnungs- und/oder Teileigentum, Gerichte und Behör-
den – nicht zuletzt auch der jeweilige bearbeitende Grundbuchbeamte – sowie rechtliche Berater 
und Gestalter, insbesondere Notare für die Gestaltung ihrer Urkunden – deutlich leichter über 
die rechtlichen Verhältnisse unterrichten, wenn das Vorhandensein und der Inhalt eines Sonder-
nutzungsrechts am dem Grundbuchblatt der begünstigten Sondereigentumseinheit ausdrücklich 
schlagwortartig verlautbart ist. Eine ausdrückliche schlagwortartige Verlautbarung erleichtert ins-
besondere auch die Erfüllung der Anforderungen entsprechend § 28 GBO an die Bezeichnung des 
Sondernutzungsrechts in späteren, das Sondernutzungsrecht betreff enden Bewilligungen, insbe-
sondere im Rahmen einer späteren isolierten Übertragung des Sondernutzungsrechts. Die positive 
Komponente des Sondernutzungsrechts muss sich ferner keinesfalls in der bloßen exklusiven Aus-
übung des ansonsten sämtlichen Miteigentümern zustehenden Mitgebrauchs des betroff enen Teils 
des Gemeinschaftseigentums erschöpfen. Sie kann deutlich darüber hinausgehen und insbesondere 
etwa auch das Recht zur Umgestaltung und/oder Ausbau oder gar erst zur Errichtung des dem 
Sondernutzungsrecht letztlich unterliegenden Teils des Gemeinschaftseigentums beinhalten (z.B. 
Errichtung einer Terrasse, Carport, Pergola, Ausbau eines Dachbodens zu Wohnraum u.ä.). Ferner 
kann sie auch mit von den Regelungen der Gemeinschaftsordnung zum Gemeinschaftseigentum 

42  OLG Frankfurt am Main, Beschl. v. 14.12.2021 – 20 W 240/21.
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abweichenden Pfl ichten verbunden sein, etwa zur Instandsetzung und/oder Instandhaltung sowie 
zur Kostentragung. Keinesfalls zwingend ist die positive Komponente somit lediglich die Fortset-
zung des Rechts zum Mitgebrauch des Gemeinschaftseigentums. Die bei den Grundbuchämtern 
wohl überwiegend gelebte Praxis, die positive Komponente von Sondernutzungsrechten zumindest 
schlagwortartig auf dem Blatt der jeweiligen begünstigten Sondereigentumseinheit zu verlautbaren, 
ist daher sehr zu begrüßen und sollte fortgeführt werden.

d)   Spätere beziehungsweise zeitlich gestreckte Begründung

Bei der späteren beziehungsweise zeitlich gestreckten Begründung von Sondernutzungsrechten dürfte 
zu unterscheiden sein. Wenn die Begründung, also die Verdinglichung sowohl der negativen als auch 
der positiven Komponente, insgesamt später, nach Eintragung der erstmaligen Aufteilung nach 
dem WEG einschließlich des dabei festgelegten Inhalts des Sondereigentums erfolgt, handelt es sich 
um eine Änderung des Inhalts des Sondereigentums. Die Eintragung der negativen Komponente 
muss zur wirksamen Entstehung des Sondernutzungsrechts und insbesondere zur Herbeiführung 
des Ausschlusses der anderen Miteigentümer vom Mitgebrauch der betroff enen Teile des Gemein-
schaftseigentums wiederum in den Grundbüchern sämtlicher Wohnungs- und/oder Teileigentums-
einheiten der Eigentümergemeinschaft erfolgen. Eine entsprechende Eintragung in Spalte 6 des 
Bestandsverzeichnisses sämtlicher Grundbücher der Eigentümergemeinschaft könnte lauten: »Der 
Inhalt des Sondereigentums ist geändert.« Werden durch die Eintragung erstmals verdinglichte 
Sondernutzungsrechte begründet, sollte diese Tatsache entsprechend der obigen Erwägungen zur 
Eintragung der negativen Komponente im Rahmen der erstmaligen Aufteilung nach dem WEG 
wiederum ausdrücklich verlautbart werden. Ein entsprechender Eintragungstext in Spalte 6 des 
Bestandsverzeichnisses sämtlicher Grundbücher der Eigentümergemeinschaft könnte lauten: »Der 
Inhalt des Sondereigentums ist geändert. Sondernutzungsrechte sind begründet.« Oder kurz: »Son-
dernutzungsrechte sind begründet.« Die positive Komponente sollte auf dem Grundbuchblatt der 
begünstigten Einheit wegen der oben bereits dargestellten Erwägungen erneut schlagwortartig aus-
drücklich verlautbart werden, wenngleich dies wiederum nicht zwingend erforderlich ist, um das 
gewünschte verdinglichte Sondernutzungsrecht wirksam zur Entstehung gelangen zu lassen. Ein 
entsprechender in Spalte 6 des Bestandsverzeichnisses des Grundbuchblattes der begünstigten Son-
dereigentumseinheit zusätzlich (!) zu der Eintragung der negativen Komponente anzubringender 
Eintragungstext könnte lauten: »Hier zugeordnet ist das Sondernutzungsrecht an […].« Insgesamt 
(negative und positive Komponente) sollte die Eintragung in Spalte 6 des Bestandsverzeichnisses 
des Grundbuchblatts der begünstigten Sondereigentumseinheit somit lauten: »Der Inhalt des Son-
dereigentums ist geändert. Sondernutzungsrechte sind begründet. Hier zugeordnet ist das Sonder-
nutzungsrecht an […].« Kürzer und ausreichend wäre auch »Der Inhalt des Sondereigentums ist 
geändert. Hier zugeordnet ist das Sondernutzungsrecht an […].« Oder »Sondernutzungsrechte sind 
begründet. Hier zugeordnet ist das Sondernutzungsrecht an […].« Gerade für den Fall, dass das Son-
dernutzungsrecht später einmal übertragen und die Eintragung in diesem Zug gerötet wird, sollte 
bei der begünstigten Einheit nicht gänzlich auf die ausdrückliche Verlautbarung auch der negativen 
Komponente verzichtet werden, selbst wenn keinerlei andere Sondernutzungsrechte an Gemein-
schaftseigentum begründet sind außer dasjenige zugunsten der begünstigten Einheit.

Die zeitlich gestreckte Begründung von Sondernutzungsrechten kann dergestalt erfolgen, dass die 
positive Komponente – auch wenn die genaue Zuweisung später erfolgen soll – zunächst einem oder 
mehreren Miteigentümern oder einer oder mehreren Sondereigentumseinheiten zugewiesen wird (im 
Folgenden auch: Variante 1). Auch ist es möglich, den Ausschluss vom Mitgebrauch aller anderen 
Miteigentümer unter die aufschiebende Bedingung der Zuweisung eines Sondernutzungsrechts an 
einen Miteigentümer oder eine Sondereigentumseinheit zu stellen (Variante 2). In beiden Varianten 
muss wiederum zwingend zur wirksamen Verdinglichung der vereinbarten Sondernutzungsrechte 
(und kann auch unmittelbar) die negative Komponente in die Grundbücher sämtlicher Wohnungs- 
und/oder Teileigentumseinheiten der Eigentümergemeinschaft eingetragen werden. In Variante 2 
steht die negative Komponente und damit die Entstehung von Sondernutzungsrechten zwar unter 
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einer aufschiebenden Bedingung. Dieser Umstand braucht in der Grundbucheintragung indes nicht 
ausdrücklich verlautbart werden. Die Bezugnahme auf die Bewilligung genügt.

In Variante 1 bietet es sich an, die positive Komponente zunächst nicht zu verlautbaren (insbeson-
dere nicht sämtliche Sondernutzungsrechte bei der anfänglich begünstigten Sondereigentumsein-
heit), sondern erst im Rahmen der durch die Zuweisung erfolgenden Übertragung an die letztlich 
begünstigte Sondereigentumseinheit. Insbesondere wenn die Sondernutzungsrechte zunächst einer 
bestimmten Sondereigentumseinheit zugewiesen und bei dieser »geparkt« werden, wäre deren 
Grundbuch sonst rasch überfrachtet und spätestens nach den endgültigen Zuweisungen unüber-
sichtlich. Werden die Sondernutzungsrechte in Variante 1 zunächst einem Miteigentümer als Per-
son vorbehalten, erfolgt die Eintragung nach der infolge der Zuweisung eingetretenen Übertragung 
lediglich im Grundbuch der begünstigten Sondereigentumseinheit. Die Eintragung in Spalte 6 des 
Bestandsverzeichnisses des Grundbuchblattes der begünstigten Sondereigentumseinheit kann erneut 
lauten: »Hier zugeordnet ist das Sondernutzungsrecht an […].« Sind die Sondernutzungsrechte in 
Variante 1 zunächst einer anderen Sondereigentumseinheit zugewiesen und bei dieser »geparkt« 
worden, bedarf die Eintragung der infolge der Zuweisung eingetretenen Übertragung – wie auch 
sonst – auch der Eintragung im Grundbuch der »verlierenden« Sondereigentumseinheit. Die Ein-
tragung dort könnte lauten: »Das Sondernutzungsrecht an […] ist nach Blatt […] übertragen.« Eine 
Eintragung in den anderen Grundbüchern der – weder begünstigten noch verlierenden – anderen 
Wohnungs- und/oder Teileigentumseinheiten ist in Variante 1 nicht erforderlich.

Auch bei Wahl der Variante 2 muss besonderes Augenmerk auf die Eintragung der positiven Kom-
ponente bei der begünstigten Einheit gelegt werden.43 Sie ist erforderlich, aber auch ausreichend.44 
Es muss somit insbesondere sichergestellt werden, dass die Eintragung erfolgt, bevor die Zuwei-
sungsbefugnis des Zuweisungsberechtigten erlischt. Die Eintragung der – durch Eintritt der von 
Beginn an in der bereits erfolgten Eintragung angelegten aufschiebenden Bedingung der Zuweisung 
erfolgten – Entstehung des Sondernutzungsrechts in den Grundbüchern der anderen, nicht begüns-
tigten Einheiten ist nicht erforderlich.45 Da bereits die negative Komponente, also der Ausschluss 
aller anderen Miteigentümer vom Mitgebrauch des Gemeinschaftseigentums, aufschiebend bedingt 
ist, kommt es zur Änderung des Inhalts des Sondereigentums erst durch den Bedingungseintritt. 
Daher erscheint es durchaus vertretbar, für die wirksame Verdinglichung des zugewiesenen Sonder-
nutzungsrechts in der Variante 2 die Eintragung der Änderung des Inhalts des Sondereigentums 
in sämtlichen Grundbüchern der Wohnungs- und/oder Teileigentumseinheiten der Eigentümer-
gemeinschaft zu verlangen. Dass dies nach h.M. nicht erforderlich ist, sondern die Eintragung im 
Grundbuch der begünstigten Sondereigentumseinheit ausreicht, erleichtert freilich die Handhabung 
für den rechtlichen Gestalter, den Aufwand für das Grundbuchamt sowie die rechtswirksame Ent-
stehung der zugewiesenen Sondernutzungsrechte. Die zusätzliche Eintragung in den Grundbüchern 
der anderen Wohnungs- und/oder Teileigentumseinheiten ist allerdings nicht nur zulässig, sondern 
hat den positiven Eff ekt, dass der Rechtsverkehr dem Grundbuch selbst die Existenz der nachträg-
lich zugewiesenen Rechtsverhältnisse möglichst klar und einfach entnehmen kann.

In beiden Varianten entstehen Kosten in jedem Fall nur für die Eintragung in den Grundbüchern 
der betroff enen Sondereigentumseinheiten (bei Variante 1: verlierende und begünstigte Sondereigen-
tumseinheiten; bei Variante 2: nur begünstigte Sondereigentumseinheit).46

43  OLG Hamm Beschl. v. 09.09.1999 – 15 W 157/99; BayObLG Beschl. v. 08.11.1985 – BReg. 2 Z 
119–122/84.

44  BayObLG Beschl. v. 08.11.1985 – BReg. 2 Z 119–122/84.
45  BayObLG Beschl. v. 08.11.1985 – BReg. 2 Z 119–122/84.
46  OLG München Beschl. v. 23.04.2015 – 34 Wx 122/15; OLG Zweibrücken, Beschl. v. 30.06.2016 – 3 

W 59/16; abweichend und für die Beteiligten noch günstiger OLG Hamburg Beschl. v. 13.03.2018 – 13 
W 76/17, wonach eine Gebühr auch KV Nr. 14160 GNotKG nach deren Nr. 5 bei der Begründung 
von Sondernutzungsrechten nicht entstehe, da sie keine Änderung des Inhalts des Sondereigentums zur 
Folge habe, denn sie betreff e lediglich »Gemeinschaftseigentum«.
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4.   Zustimmungserfordernisse

Inwiefern die Zustimmung dinglicher Berechtigter erforderlich ist, richtet sich nach den allgemei-
nen Vorschriften der §§ 877, 876 BGB i.V.m. § 5 Abs. 4 Satz 2 WEG. Nicht erforderlich ist die 
Zustimmung dinglicher Berechtigter, deren Recht an dem gesamten nach dem WEG aufgeteilten 
Grundstück lastet. Der Belastungsgegenstand von Grundpfandrechten, die nach der Aufteilung auf 
sämtlichen Wohnungs- und Teileigentumseinheiten lasten, wird durch die Begründung von Son-
dernutzungsrechten nicht beeinträchtigt. Dasselbe gilt für Berechtigte von Dienstbarkeiten, die auf 
dem gesamten nach dem WEG aufgeteilten Grundstück lasten. Durch eine Vereinbarung in ihrem 
Innenverhältnis können die Miteigentümer einzelnen von ihnen keine umfassenderen Rechte ein-
räumen als das – durch die Dienstbarkeit von vorne herein belastete – Eigentum an dem gesamten 
aufgeteilten Grundstück vermittelt. Solche Dienstbarkeiten begrenzen im Verhältnis zum Dienst-
barkeitsberechtigten von selbst das Sondernutzungsrecht – ebenso wie sonst das nicht einem Son-
dernutzungsrecht unterliegende Gemeinschaftseigentum. Einer Zustimmung des Dienstbarkeitsbe-
rechtigten, der durch die Vereinbarung von Sondernutzungsrechten somit nicht nachteilig betroff en 
werden kann, bedarf es daher nicht.47 Ob das vereinbarte Sondernutzungsrecht dem Dienstbarkeits-
inhalt widerspricht, ist dabei irrelevant.48 Das Sondernutzungsrecht kann sich freilich voll entfalten 
und die aus ihm folgenden Befugnisse – unbeschränkt durch die am gesamten Grundstück lastende 
Dienstbarkeit – ausübbar werden, wenn die Dienstbarkeit später erlischt. Dem Sondernutzungs-
berechtigten können in einer solchen Situation (z.B. bereits auf Vorrat für den Fall des künftigen 
Erlöschens der Dienstbarkeit) im Innenverhältnis der Miteigentümer ohne Zustimmung des Dienst-
barkeitsberechtigten durchaus mehr Befugnisse eingeräumt werden, als im Außenverhältnis zum 
Dienstbarkeitsberechtigten faktisch und rechtlich ausübbar sind.

In allen Fällen, in denen dingliche Rechte an sämtlichen Sondereigentumseinheiten lasten, ist 
besonders off ensichtlich, dass die dingliche Rechtsstellung des Berechtigten durch die Begründung 
von Sondernutzungsrechten nicht berührt wird und somit der Schutzzweck der §§ 877, 876 BGB 
die Zustimmung solcher dinglichen Berechtigten nicht erfordert.49 Lasten dingliche Rechte hingegen 
nur an einzelnen nach dem WEG aufgeteilten Sondereigentumseinheiten, ist jedenfalls die Zustim-
mung der dinglich Berechtigten an den nicht begünstigten Sondereigentumseinheiten erforderlich.50 
Eine gewichtige Ausnahme hiervon sah § 5 Abs. 4 Satz 3 WEG in der bis zum 30.11.2020 gelten-
den Fassung für Grundpfandrechte und Reallasten vor. Hier sollte eine Zustimmung des jeweiligen 
Berechtigten nicht erforderlich sein, »wenn durch die Vereinbarung gleichzeitig das zu seinen Gunsten 
belastete Wohnungseigentum mit einem Sondernutzungsrecht verbunden wird.« Die Vorschrift war 
kritisch zu sehen, insbesondere, wenn sich die Zuweisungsgehalte der Sondernutzungsrechte stark 
unterschieden. Für die Praxis, insbesondere für das Grundbuchverfahren, war die Vorschrift immer-
hin eine Erleichterung,51 welche zwischenzeitlich durch das WEMoG jedoch ersatzlos entfallen ist. 
Damit bleibt es bei der Regelung des § 5 Abs. 4 Satz 2 WEG, wonach bei der Begründung eines 
Sondernutzungsrechts die nach den allgemeinen Vorschriften der §§ 877, 876 BGB erforderliche 
Zustimmung der Berechtigten dinglicher Rechte, welche nicht an sämtlichen Sondereigentumsein-
heiten lasten, sondern an Sondereigentumseinheiten, denen das gegenständliche Sondernutzungs-
recht nicht zugewiesen wird, nötig ist.

Allgemein lässt sich fragen, ob es richtig ist, dass die Zustimmung der Berechtigten der an der 
»begünstigten« Sondereigentumseinheit eingetragenen Belastungen nicht für erforderlich gehalten 
wird.52 Der Zuweisungsgehalt von Sondernutzungsrechten kann nicht nur »positiv« im Sinne einer 

47  A.A. BayObLG Beschl. v. 09.04.2002 – 2Z BR 30/02.
48  A.A. BayObLG Beschl. v. 09.04.2002 – 2Z BR 30/02.
49  Vgl. zu diesem Kriterium BGH Beschl. v. 14.06.1984 – V ZB 32/82.
50  BGH Beschl. v. 14.06.1984 – V ZB 32/82.
51  Vgl. auch OLG München Beschl. v. 01.02.2013 − 34 Wx 453/12: Auf die »Gleichwertigkeit« der Son-

dernutzungsrechte komme es nicht an.
52  BGH Beschl. v. 14.06.1984 – V ZB 32/82.
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Zuweisung von exklusiven Nutzungsmöglichkeiten sein. Er kann auch Pfl ichten zur Folge haben, 
insbesondere etwa zur Instandhaltung, Instandsetzung und/oder Kostentragung. In nahezu allen 
Fällen der Begründung von Sondernutzungsrechten wird man nicht sagen können, dass »jede recht-
liche, nicht bloß eine wirtschaftliche Beeinträchtigung ausgeschlossen« sei53, sondern allenfalls in 
der Gesamtschau zu dem Ergebnis kommen, dass die Vorteile für die »begünstigte« Sondereigen-
tumseinheit überwiegen. Auch insoweit gilt jedoch, dass sich der rechtliche Gestalter in der Praxis 
auf die höchstrichterlich entschiedenen Grundsätze berufen und verlassen kann.

 IV.   Rechtsfolgen

Wesentliche Rechtsfolge ist der Ausschluss aller anderen Miteigentümer vom Mitgebrauch, die nicht 
(auch) aus dem jeweiligen Sondernutzungsrecht berechtigt sind (negative Komponente). Der oder 
die berechtigten Miteigentümer beziehungsweise der jeweilige Eigentümer der berechtigten Sonder-
eigentumseinheit/en hat oder haben die Befugnis zur ausschließlichen Nutzung des dem Sonder-
nutzungsrechts unterliegenden Bereichs. Der dem Sondernutzungsrecht unterliegende Bereich bleibt 
rechtlich indes Gemeinschaftseigentum. Die für das Gemeinschaftseigentum geltenden rechtlichen 
Bestimmungen gelten für den dem Sondernutzungsrecht unterliegenden Bereich daher grundsätz-
lich unverändert, soweit nicht abweichende Regelungen getroff en werden.

Soweit somit nicht (zumindest durch Auslegung der getroff enen Regelung) Abweichungen von 
den für das Gemeinschaftseigentum geltenden Bestimmungen gemäß der Gemeinschaftsordnung, 
ersatzweise dem WEG und wiederum ersatzweise den Regelungen des BGB zur Bruchteilsgemein-
schaft getroff en sind, gelten die dortigen Bestimmungen auch für den einem Sondernutzungsrecht 
unterliegenden Bereich. Daraus folgt, dass bei der Ausgestaltung von Sondernutzungsrechten unbe-
dingt darauf geachtet werden sollte, dass nicht nur die »Berechtigung«, also die aus dem Sonder-
nutzungsrecht folgenden Befugnisse zu regeln sind, sondern auch an eventuelle Pfl ichten gedacht 
werden sollte, etwa die Pfl ichten zur Instandhaltung und Instandsetzung und die Kostentragung.

 u Praxistipp:

Der Vertragsgestalter sollte es in der Regel nicht dabei belassen, die bloße »Berechtigung« im 
Sinne der Begründung einer ausschließlichen Nutzungsbefugnis für einen Wohnungseigen-
tümer zu regeln. Er muss auch die weiteren Folgen des Bestehens von Gemeinschaftseigentum 
in den Blick nehmen und kritisch prüfen, inwieweit davon abweichende Regelungen zu tref-
fen sind. Insbesondere soweit Pfl ichten des Berechtigten begründet werden sollen, die über 
seine Pfl ichten als bloßer Mitberechtigter an einem dem Gemeinschaftseigentum zugeordne-
ten Bereich hinausgehen sollen, besteht ein entsprechender Regelungsbedarf.

 V.   Mindestanforderungen

Inhaltlich müssen zur Begründung eines Sondernutzungsrechts entsprechend der gängigen Defi ni-
tion des BGH Festlegungen getroff en werden zu
– dem betroff enen Teil des Gemeinschaftseigentums (Objekt/realer Gegenstand der Regelung),
– dem oder den berechtigten Wohnungs- beziehungsweise Teileigentümern (Berechtigter),
– der ausschließlichen Nutzungsbefugnis für die berechtigten Wohnungs- beziehungsweise Teil-

eigentümer (Rechtsinhalt) und
– dem Ausschluss aller übrigen Wohnungs- beziehungsweise Teileigentümer.

Damit die getroff enen Regelungen sodann auch gegen (sic!) den Sondernachfolger eines Wohnungs- 
beziehungsweise Teileigentümers wirken, müssen sie durch Eintragung im Grundbuch »verding-
licht« werden (siehe oben).

53  Vgl. dazu BGH Beschl. v. 14.06.1984 – V ZB 32/82.
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 VI.   Gerichtliche Entscheidungen als Indikator für besonders zu beachtende Aspekte

Sondernutzungsrechte sind immer wieder Gegenstand gerichtlicher Entscheidungen. Sie bestätigen 
die Empfehlungen der Literatur zu regelungsbedürftigen Aspekten54 und weisen auf darüber hinaus-
gehenden Regelungsbedarf hin. Der Notar sollte bei der Begründung von Sondernutzungsrechten 
darauf achten, dass er diesen Aspekten bestmöglich Rechnung trägt, um spätere Unklarheiten und 
mögliche Konfl ikte zwischen den Miteigentümern zu vermeiden.

1.   Bestimmbarkeit der räumlichen Grenzen und Abgrenzung:

Das Bestimmtheitserfordernis des Sachen- und Grundbuchrechts gilt auch für das als Inhalt des 
Sondereigentums nach § 10 Abs. 3 WEG in das Grundbuch einzutragende Sondernutzungsrecht.55 
Regelungen in Teilungserklärungen, mit denen Sondernutzungsrechte verbindlich festgelegt werden, 
müssen daher hinreichend bestimmt sein.56 Der Bestimmtheitsgrundsatz verlangt, dass die Ein-
tragungsbewilligung (als Grundlage des Eintragungsvermerks und, in Folge der Bezugnahme, als 
Teil der Eintragung) klar und bestimmt bezeichnet, an welcher Fläche das Sondernutzungsrecht 
bestehen soll.57 Den Anforderungen kann wahlweise durch eine Beschreibung der Fläche in der 
Teilungserklärung oder durch Bezugnahme auf einen Lageplan, der nicht zwingend Teil des Auftei-
lungsplans sein muss, Rechnung getragen werden.58 Der dem Sondernutzungsrecht unterliegende 
Bereich sollte somit so klar und eindeutig wie möglich defi niert werden. Regelmäßig wird dies am 
besten dadurch erreicht, dass ein maßstabsgetreuer Plan als Anlage zur Urkunde genommen wird, 
in den Lage und Grenzen des dem Sondernutzungsrecht unterliegenden Bereichs eindeutig und 
maßstabsgetreu eingezeichnet sind. Ob die Einzeichnungen bereits in den für die Aufteilung nach 
dem Wohnungseigentumsgesetz erforderlichen Aufteilungsplan enthalten sind oder in einem geson-
derten »Sondernutzungsplan« erfolgen, ist unerheblich.

Es genügt allerdings, dass die Fläche, auf die sich das Sondernutzungsrecht beziehen soll, bestimm-
bar ist.59 Danach kann auch ein Hinweis auf bestehende tatsächliche Verhältnisse ausreichen, wenn 
dadurch die vom Sondernutzungsrecht umfasste Fläche wenigstens bestimmbar ist.60 So soll die 
sprachliche Beschreibung, dass sich das Sondernutzungsrecht auf die »an der Nordwestecke des 
Hauses gelegene Terrasse« bezieht, genügen können.61 Darauf sollte es der rechtliche Gestalter des 
Sondernutzungsrechts allerdings keinesfalls ankommen lassen. Er sollte selbst für klare Verhältnisse 
sorgen. Zur wirksamen Entstehung des Sondernutzungsrechts an einer Grundstücksfl äche müssen 
sich im Streitfall die Grenzen in der Natur letztlich durch Vermessung festlegen lassen.62 Darauf 
sollte besonders geachtet werden, wenn frei gezeichnete Skizzen als Sondernutzungsplan verwen-
det werden und/oder freie Einzeichnungen in maßstabsgetreue Pläne erfolgen.63 In solchen Fällen 
können Konkretisierungen insbesondere durch die Angabe von Entfernungen, Flächenmaßen und/
oder auch wiederum von Merkmalen in der Natur, die auch ohne maßstabsgerechte Zeichnung 
eindeutig sind, erfolgen.64 Allein daraus, dass ein unter der aufschiebenden Bedingung der Zuwei-
sung bestelltes Sondernutzungsrecht weit gefasst ist, also große Teile des Gemeinschaftseigentums 

54  Vgl. etwa Würzburger NotHB/Weber Teil 2 Kap. 4 Rn. 177 ff .
55  BGH Urt. v. 20.01.2012 – V ZR 125/11.
56  BGH Urt. v. 20.01.2012 – V ZR 125/11.
57  OLG Saarbrücken Beschl. v. 20.04.2004 – 5 W 208–03/50; OLG Hamm Beschl. v. 13.03.2000 – 15 

W 454/99.
58  OLG Saarbrücken Beschl. v. 20.04.2004 – 5 W 208–03/50; OLG Hamm Beschl. v. 13.03.2000 – 15 

W 454/99.
59  BGH Urt. v. 19.04.2002 – V ZR 90/01.
60  OLG München Beschl. v. 08.02.2013 − 34 Wx 305/12.
61  OLG München Beschl. v. 08.02.2013 − 34 Wx 305/12.
62  OLG Saarbrücken Beschl. v. 20.04.2004 – 5 W 208–03/50.
63  Siehe etwa OLG Saarbrücken Beschl. v. 20.04.2004 – 5 W 208–03/50; LG Hamburg Urt. v. 15.12.2010 – 

318 S 185/09.
64  OLG Saarbrücken Beschl. v. 20.04.2004 – 5 W 208–03/50.
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umfasst, folgt noch nicht seine Unbestimmtheit.65 Dem Bestimmtheitsgrundsatz ist genügt, wenn 
zweifelsfrei feststeht, welche Teile der Gemeinschaftsfl äche zur Begründung von Sondernutzungs-
rechten herangezogen werden können.66

Für das Sondereigentum ist höchstrichterlich entschieden, dass solches – trotz seiner Eintragung im 
Grundbuch – nicht wirksam entstanden ist, wenn die wörtliche Beschreibung des Gegenstands von 
Sondereigentum in der Teilungserklärung und die Angaben im Aufteilungsplan nicht übereinstimmen 
und keinem der sich sich widersprechenden Erklärungsinhalte der Vorrang eingeräumt ist.67 Es ist 
davon auszugehen, dass diese Grundsätze auch auf die Begründung von Sondernutzungsrechten 
Anwendung fi nden. Der rechtliche Gestalter sollte daher für die Freiheit von Widersprüchen zwi-
schen der sprachlichen Darstellung im Textteil der Urkunde und der zeichnerischen Darstellung im 
beigefügten Plan achten oder, sofern dies nicht möglich ist, klar zum Ausdruck bringen, ob dem 
Textteil oder dem zeichnerischen Teil insoweit der Vorrang gebührt.

Es kommt vor, dass einem Miteigentümer mehrere – unter Umständen unmittelbar aneinander-
grenzende – Bereiche mit unterschiedlichem Rechtsinhalt zugewiesen werden sollen, beispielsweise 
ein Bereich zur Nutzung als Terrasse und unmittelbar daran angrenzend ein Bereich zur Nutzung 
als Garten. In solchen Fällen sollten die unterschiedlichen Bereiche möglichst klar voneinander 
abgegrenzt werden, um sicherzustellen, dass später keine Unsicherheiten darüber entstehen, welche 
Nutzungsbefugnisse in welchem der Bereiche bestehen. In komplexen Fällen und insbesondere, wenn 
einem Miteigentümer Bereiche mit unterschiedlichem Rechtsinhalt zur Sondernutzung zugewiesen 
werden sollen, kann es sich sogar empfehlen, zur Schaff ung größtmöglicher Klarheit mit separaten 
Sondernutzungsplänen für jedes einzelne Sondernutzungsrecht des jeweiligen Miteigentümers zu 
arbeiten (z.B. Sondernutzungsplan 1.a für Pkw-Stellplatz für Miteigentümer 1, Sondernutzungsplan 
1.b für Terrasse für Miteigentümer 1, Sondernutzungsplan 1.c für Gartenfl äche für Miteigentümer 
1 usw.). So kann die wirksame Entstehung von Sondernutzungsrechten trotz der erfolgten Eintra-
gung im Grundbuch gescheitert sein, wenn in einer Teilungserklärung mehrere Sondernutzungs-
rechte in der Weise begründet werden, dass hinsichtlich der Lage der Sondernutzungsfl ächen auf 
einen Lageplan Bezug genommen wird und in einer für zwei Sondernutzungsrechte vorgesehenen 
Gesamtfl äche keine Abgrenzung der einzelnen Sondernutzungsfl ächen zueinander markiert ist.68

2.   Festlegung des Rechtsinhalts (»Zuweisungsgehalt«):

Besonders wichtig ist die Regelung des Rechtsinhalts (»Zuweisungsgehalts«) und zwar sowohl im 
Hinblick auf die aus dem Sondernutzungsrecht folgenden Befugnisse als auch im Hinblick auf die 
mit ihm verbundenen Verpfl ichtungen, insbesondere etwa zur Instandhaltung, Instandsetzung und 
zur Tragung der Kosten.

 u Beispiele:

– So umfasst die Einräumung eines Sondernutzungsrechts an einer Dachfl äche nicht ohne 
Weiteres auch den Ausbau als Dachterrasse.69

– Das Sondernutzungsrecht an einer Gartenfl äche ermächtigt nicht ohne Weiteres zur Errich-
tung eines Zauns70 oder zum Fällen vorhandener Bäume.71 Es kann zur üblichen gärtne-
rischen Pfl ege (Rückschnitt, Entfernung von Pfl anzen und Neuanpfl anzung), zum Anlegen 

65  OLG Nürnberg Beschl. v. 06.02.2018 – 15 W 1753/17.
66  OLG Nürnberg Beschl. v. 06.02.2018 – 15 W 1753/17.
67  BGH Urt. v. 30.06.1995 – V ZR 118/94.
68  OLG Hamm Beschl. v. 13.03.2000 – 15 W 454/99.
69  OLG Frankfurt Beschl. v. 23.01.2006 – 20 W 195/03.
70  OLG Köln Beschl. v. 16.04.2008 – 16 Wx 33/08.
71  BayObLG Beschl. v. 27.07.2000 – 2 Z BR 112/99; LG Lüneburg Urt. v. 30.04.2013 – 5 S 111/12.
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eines »Trampelpfad« und sogar zur geringen Vergrößerung der Terrasse sowie zum Ersetzen 
eines alten Holzzaunes berechtigten – aber auch verpfl ichten.72

– Das Sondernutzungsrecht an einem Stellplatz erlaubt dem Berechtigten nicht ohne Wei-
teres die Errichtung eines Carports.73

– Aus der Ermächtigung zur Errichtung eines Teichs in einer bestimmten Größe kann nicht 
zwingend abgeleitet werden, dass größere Teiche unzulässig sind.74

– Bei der Errichtung einer Garage ist dem Sondernutzungsberechtigten nicht ohne Weiteres 
die Überschreitung der Dimensionen der Nachbargaragen gestattet.75

 VII.   Regelungsbereiche im Einzelnen

1.   Objekt/Realer Gegenstand der Regelung

Sondernutzungsrechte können an sämtlichen Bereichen des Gemeinschaftlichen Eigentums i.S.d. 
§ 1 Abs. 5 WEG begründet werden. In erster Linie kommen solche Bereiche in Betracht, die nicht 
sondereigentumsfähig sind, um diese einem oder mehreren einzelnen Wohnungseigentümern zur 
ausschließlichen Nutzung zuzuweisen. Solche Bereiche können insbesondere sein:
– Flächen (Terrassen, Stellplätze im Freien, Gartenfl ächen).
– Anlagen, Bauteile und sonstige Einrichtungen (Garage mit Doppelparkerhebebühne; Personen-

aufzug; Treppenhaus; Außentreppe; Markise).

Häufi g sind es »gemischte Fälle«. So umfasst das Sondernutzungsrecht an einer Terrasse häufi g auch 
eine Einfriedung, das Sondernutzungsrecht an Treppen und/oder Treppenhäusern auch Geländer, 
Beleuchtungseinrichtungen u.ä.

Auch an Bereichen, die grundsätzlich Sondereigentum sein könnten, im Rahmen der Aufteilung 
nach dem Wohnungseigentumsgesetz allerdings nicht zu Sondereigentum bestimmt wurden, kön-
nen Sondernutzungsrechte begründet werden. Konstellationen, in denen auf die Begründung von 
Sondernutzungsrechten zurückgegriff en werden kann, sind etwa:
– Räume sind im Aufteilungsplan und/oder der dazu erteilten Abgeschlossenheitsbescheinigung 

nicht der gewünschten Einheit zugewiesen (z.B. fehlende Nummerierung oder sonstige Einbe-
ziehung in eine Sondereigentumseinheit).

– Räume und/oder sondereigentumsfähige Stellplätze sind nicht einheitlich nummeriert und/oder 
sollen getauscht werden.

– Abgeschlossene Räume, an denen Sondereigentum dennoch nicht wirksam begründet werden 
kann, etwa weil durch sie der Zugang zu Gemeinschaftseigentum versperrt würde.

– Räume, auf die sich die Abgeschlossenheitsbescheinigung nicht erstreckt beziehungsweise deren 
Abgeschlossenheit in der Abgeschlossenheitsbescheinigung nicht bescheinigt ist.

Für die Vertragsgestaltung von Bedeutung ist, ob die dem zu begründenden Sondernutzungsrecht 
unterliegenden Bereiche real bereits existieren, oder erst noch baulich zu schaff en sind.

Sind die Bereiche bereits real vorhanden, ist insbesondere unter dem Aspekt der Bestimmbarkeit 
und Abgrenzbarkeit darauf zu achten, dass eine vollständige Einbeziehung aller gewünschten Berei-
che in das jeweilige Sondernutzungsrecht erfolgt. So kann es etwa sinnvoll sein, das eine Terrasse 
umgrenzende Geländer in das Sondernutzungsrecht an der Terrasse ausdrücklich einzubeziehen, 
insbesondere um mit dem Sondernutzungsrecht die Pfl ichten zur Instandhaltung, Instandsetzung 
und Kostentragung zu verbinden.

72  LG Hamburg Urt. v. 10.09.2010 − 318 S 24/09.
73  BayObLG Beschl. v. 14.11.2002 – 2Z BR 107/02.
74  BayObLG Beschl. v. 18.03.2005 – 2Z BR 233/04.
75  OLG Karlsruhe Beschl. v. 07.01.2008 – 14 Wx 5/07.
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Sind die Bereiche real noch nicht vorhanden, sondern baulich erst zu schaff en, kann zunächst die 
Frage aufgeworfen werden, ob und gegebenenfalls inwieweit die erstmalige bauliche Herstellung 
dem Sondernutzungsberechtigten überlassen bleiben soll. Dann wäre die entsprechende Befugnis 
dazu zu regeln. Damit kommt insbesondere auch eine Abweichung von dem Anspruch auf erst-
malige plangerechte Herstellung des Gemeinschaftseigentums76 in Betracht – sowohl im Hinblick 
auf Ob und Wann der Herstellung als auch im Hinblick auf die Verantwortlichkeit und Haftung 
sowie die Kostentragung. Unabhängig davon, ob die erstmalige bauliche Herstellung dem Sonder-
nutzungsberechtigten überlassen sein soll, sollte wiederum stark darauf geachtet werden, sämtliche 
gewünschten Bereiche in das Sondernutzungsrecht einzubeziehen (z.B. auch das anzubringende 
Geländer in das Sondernutzungsrecht an der Terrasse). Da eine Abgrenzung der Bereiche anhand 
realer Gegebenheiten (z.B. tatsächliche Ausdehnung der bereits vorhandenen Terrasse) nicht mög-
lich ist, muss zusätzlich stärker als bei Bestandsgebäuden auf eine korrekte zeichnerische Darstellung 
und gegebenenfalls wörtliche Beschreibung der umfassten Bereiche geachtet werden.

2.   Berechtigter

Aus einem Sondernutzungsrecht kann stets nur ein Miteigentümer (als Person) oder der jeweilige 
Sondereigentümer einer bestimmten Sondereigentumseinheit (im Ergebnis ein bestimmtes Sonder-
eigentum) berechtigt sein, niemals jedoch ein außenstehender Dritter. Ist ein Miteigentümer als 
Person berechtigt, kann seine Berechtigung nur so lange andauern, wie er Miteigentümer in der 
Eigentümergemeinschaft ist. Scheidet er aus der Eigentümergemeinschaft aus, erlöschen im Zweifel 
die ihm eingeräumten Sondernutzungsrechte, so dass die betroff enen Bereiche wieder zu unbeschränk-
tem Gemeinschaftseigentum werden. Ein »persönliches Sondernutzungsrecht« ist somit durchaus 
begründbar – allerdings mit erheblichen Risiken und Unwägbarkeiten verbunden, so dass in der 
Praxis davon wohl nur in sehr geringem Umfang Gebrauch gemacht wird. Es kommt insbesondere 
vor im Rahmen der gestreckten Begründung von Sondernutzungsrechten durch den aufteilenden 
Eigentümer, ist aber auch hier wohl nicht der beste zur Verfügung stehende Weg (insbesondere, da 
jede »Zuweisung« eines Sondernutzungsrecht an einen anderen Miteigentümer beziehungsweise eine 
anderen Sondereigentumseinheit als Übertragung angesehen wird, so dass die Berechtigten dinglicher 
Belastungen an den Sondereigentumseinheiten des begünstigten »persönlichen Sondernutzungsbe-
rechtigten« der jeweiligen Zuweisung in der Form des § 29 GBO zustimmen und diese mit bewil-
ligen müssen). Selbst wenn gewünscht wird, dass ein Sondernutzungsrecht nur so lange besteht, als 
eine bestimmte Person Mitglied der Eigentümergemeinschaft ist, könnte mit einem zu Gunsten des 
jeweiligen Eigentümers einer bestimmten Sondereigentumseinheit begründeten Sondernutzungs-
recht gearbeitet werden – welches allerdings aufl ösend bedingt ist auf das Ausscheiden des aktuellen 
Eigentümers als Eigentümer der begünstigten Sondereigentumseinheit oder der Wohnungseigentü-
mergemeinschaft insgesamt. Es lässt sich somit durchaus die Frage stellen, inwieweit überhaupt ein 
praktisches Bedürfnis für die Anerkennung eines »persönlichen Sondernutzungsrechts« besteht, bei 
dem insbesondere die Fragen der Übertragbarkeit und Vererblichkeit mindestens regelungsbedürftig 
sind, wenn sie nicht gar als derzeit noch ungeklärt angesehen werden müssen.

Ein Sondernutzungsrecht kann auch einem Miteigentumsanteil an einer Wohnungs- oder Teil-
eigentumseinheit zugeordnet werden.77 Ein Sondernutzungsrecht kann auch für mehrere – als solche 
geeignete – Berechtigte begründet werden.78 Wenngleich in solchen Fällen Regelungen zwischen den 
mehreren Berechtigten über die Ausübung und sonstige Handhabung des Sondernutzungsrechts in 
ihrem Innenverhältnis regelmäßig sinnvoll sein dürften, können sie vom Grundbuchamt im Eintra-
gungsverfahren nicht verlangt werden, insbesondere nicht als Inhalt der Bewilligung.79 Insbesondere 
kann weder die Angabe eines Berechtigungsverhältnisses gem. § 47 GBO verlangt werden, noch ist 

76  Vgl. dazu etwa BGH Urt. v. 20.11.2015 – V ZR 284/14; Urt. v. 14.11.2014 – V ZR 118/13.
77  BGH Beschl. v. 10.05.2012 – V ZB 279/11.
78  OLG Düsseldorf Beschl. v. 28.06.2010 – 3 Wx 54/10.
79  OLG Düsseldorf Beschl. v. 28.06.2010 – 3 Wx 54/10.
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ein solches im Grundbuch einzutragen. Eine Nutzungsvereinbarung, die mehrere Berechtigte eines 
Sondernutzungsrechts treff en, wird nicht dinglicher Inhalt des Sondereigentums.

3.   Rechtsinhalt (»Zuweisungsgehalt«)

a)   Räumliche Ausdehnung

Der dem Sondernutzungsrecht unterliegende räumliche Bereich muss mit dem sachenrechtlichen 
Bestimmtheitsgrundsatz genügender Eindeutigkeit festgelegt werden. Dies geschieht in der Regel 
durch eine maßstabsgetreue Einzeichnung des betreff enden Bereichs in einen maßstabsgetreuen Plan. 
Insbesondere bei Anlagen und sonstige Einrichtungen empfi ehlt sich – wenigstens zusätzlich – eine 
möglichst klare sprachliche Beschränkung; sie kann sogar ausreichend sein (z.B. die Doppelparker-
Garage mit Hebeanlage; das Geländer der Terrasse).

b)   Berechtigung

Auf die Festlegung des Umfangs der Berechtigung sollte größtmögliche Sorgfalt verwendet werden. 
Der rechtliche Gestalter muss besonders an dieser Stelle auch »in die Zukunft« denken und nach 
Möglichkeit Regelungen treff en, die für Jahre und Jahrzehnte tragfähig sind und das Verhältnis der 
Miteigentümer möglichst zutreff end regeln.

Zu denken ist etwa an Erweiterungs- und Ausbaurechte. Aber auch bereits die bloße Ausgestaltung 
der genauen Nutzungsbefugnis kann sehr komplex sein, etwa bei Gartenfl ächen:
– Ist eine Bepfl anzung frei möglich oder zum Beispiel auf bestimmte Bereiche, Pfl anzenarten, 

Umfänge, Pfl anzenhöhen usw. beschränkt?
– Ist ein Nutzgarten zulässig oder lediglich ein Ziergarten?
– Ist die Errichtung von Gartenhäuschen, Teichen, Rankhilfen, Einfriedungen, einer Pergola gestat-

tet und/oder die Errichtung oder auch nur Erweiterung einer Terrassenfl äche?
– Dürfen eingezeichnete und/oder einfach bei erstmaliger Herstellung angepfl anzte Pfl anzen ent-

fernt und/oder neue gepfl anzt werden?
– Muss der Sondernutzungsberechtigte vielleicht sogar Anpfl anzungen (z.B. Hecke) pfl egen und/

oder bei Beschädigung ersetzen?

Möglicherweise müssen unterschiedliche Nutzungsmöglichkeiten für verschiedene Bereiche festgelegt 
werden, die von außen betrachtet in einem einheitlichen Bereich zusammengefasst sind. So stellt sich 
bei Garten- und Terrassenbereichen häufi g die Frage, welche Bereiche als Terrasse genutzt – vielleicht 
sogar erst als solche hergestellt – werden dürfen und welche lediglich als Garten.

Auch wenn dies in der Regel sinnvoll ist und auch geschieht, muss allerdings das Sondernutzungsrecht 
nicht auf eine oder mehrere einzelne bestimmte Nutzungsarten beschränkt werden. Es kann somit 
auch als rein negativ den Ausschluss der anderen Miteigentümer vom Mitgebrauch herbeiführende 
Regelung ohne Einschränkung auf eine oder mehrere bestimmte Nutzungsarten bestellt werden.80

Erfolgt die Begründung von Sondernutzungsrechten an bereits real in bestimmter Weise genutzten 
oder an im Aufteilungsplan zeichnerisch für eine bestimmte Nutzungsart vorgesehen Bereichen, stellt 
sich Frage, inwiefern die zeichnerische und/oder reale Ausgestaltung der Nutzung den Umfang des 
Rechts bestimmt beziehungsweise begrenzt. Der rechtliche Gestalter sollte sich insbesondere fragen, 
ob die zeichnerische Gestaltung vielleicht sogar zu weit geht, ob eine spätere Umgestaltung, ein Aus-
bau oder eine Erweiterung möglich sein sollen.

Regelbar ist auch die zeitliche Gestaltung der Nutzung. So ist etwa eine rotierende Nutzungsbefug-
nis denkbar, bei Pkw-Stellplätzen beispielsweise dergestalt, dass die Pkw-Stellplätze von 08:00 bis 

80  OLG Nürnberg Beschl. v. 06.02.2018 – 15 W 1753/17; BayObLG Beschl. v. 12.11.1998 – 2Z BR 
95/98.
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18:00 Uhr von sämtlichen Miteigentümern genutzt werden können, zwischen 18:00 Uhr abends 
und 08:00 Uhr morgens hingegen lediglich von den Wohnungseigentümern und nicht auch durch 
die Teileigentümer.

c)   Beschränkungen

Beschränkungen, etwa dahingehend, dass der dem Sondernutzungsrecht unterliegende Bereich von 
anderen Miteigentümern zu bestimmten Zwecken begangen oder sonst genutzt werden darf (z.B. für 
notwendige Instandhaltung und Instandsetzungsmaßnahmen an Gemeinschaftseigentum), können 
zum Rechtsinhalt gemacht werden. Häufi g geht es darum, notwendige Zugangsmöglichkeiten zu 
gewähren. Ein Anspruch auf Gewährung notwendiger Zugangsmöglichkeiten ergibt sich in der 
Regel zwar bereits aus dem Gemeinschaftsverhältnis als immanente Schranke des Sondernutzungs-
rechts, auch wenn er nicht besonders vereinbart ist.81 Ist jedoch eine entsprechende Situation von 
vorne herein erkennbar, sollte durch eine ausdrückliche Regelung für Klarheit gesorgt werden.82

d)   Pfl ichten

Da auch die einem Sondernutzungsrecht unterliegenden Bereiche Gemeinschaftseigentum bleiben, 
gelten für sie grundsätzlich sämtliche allgemein für das Gemeinschaftseigentum geltenden rechtlichen 
Bestimmungen, soweit nicht abweichende Regelungen getroff en werden. Regelungsbedürftig ist in 
der Regel insbesondere, wer für die Instandhaltung und Instandsetzung sowie für die Wahrung 
der Verkehrssicherungspfl icht zu sorgen hat. Die Pfl icht zur Instandhaltung und Instandsetzung 
kann im Rahmen der getroff enen Vereinbarungen zu Gunsten der Eigentümergemeinschaft auf 
den einzelnen Sondernutzungsberechtigten überwälzt werden. Dieser Regelungsaspekt ist streng zu 
trennen von der bloßen Regelung der Kostentragung. Wird vereinbart, dass der jeweilige Sonder-
nutzungsberechtigte für die Instandhaltung und Instandsetzung der seinem Sondernutzungsrecht 
unterliegenden Bereiche selbst verantwortlich ist, führt dies dazu, dass der Eigentümergemeinschaft 
und insbesondere dem Verwalter die primäre Befugnis, für die Instandhaltung und Instandsetzung 
zu sorgen, entzogen ist. Im Einzelfall ist abzuwägen, welche Ausgestaltung sinnvoller ist.

Insbesondere wenn zum Inhalt eines Sondernutzungsrechts gehört, die dem Sondernutzungsrecht 
unterliegenden Bereich überhaupt erstmalig herzustellen, auszubauen, zu erweitern usw., dürfte 
es regelmäßig sinnvoll sein, die Durchführung der entsprechenden Maßnahmen allein in die Ver-
antwortung des Sondernutzungsberechtigten zu geben. Damit dürfte insbesondere ein Anspruch 
auf erstmalige plangerechte Herstellung des Gemeinschaftseigentums83 in Bezug auf die noch her-
zustellenden Bereiche ausgeschlossen und die erstmalige Herstellung ganz dem Sondernutzungs-
berechtigte selbst überlassen sein.

Zwar zieht die Zuweisung einer Pfl icht zur Instandhaltung und Instandsetzung »im Zweifel« auch 
die Pfl icht zur Kostentragung nach sich.84 Auf eine »Zweifelsregelung« sollte sich der rechtliche 
Gestalter aber keinesfalls verlassen. Unter Umständen sind detaillierte Kostenregelungen sinnvoll 
oder gar nötig, um einzelne Kostenpositionen zwischen Gemeinschaft und Sondernutzungsberech-
tigtem zutreff end zu verteilen. Überbürdet man die Kosten auf den Sondernutzungsberechtigten, 
sollte stets auch darauf geachtet werden, dass dies nicht zu einer zu weitgehenden Belastung des 
Sondernutzungsberechtigten führt. So wird der Sondernutzungsberechtigte die Tragung von Kos-
ten umso weniger einsehen, je entfernter sie mit seinem Sondernutzungsrecht zu tun haben. Bei 
Pkw-Stellplätzen in einer Tiefgarage könnten die Kosten für Instandhaltung und Instandsetzung 
beispielsweise sinnvoller von der Eigentümergemeinschaft zu tragen sein. Bei der Ausübung von 

81  OLG München Beschl. v. 10.04.2019 – 34 Wx 92/18; OLG Zweibrücken Beschl. v. 17.01.2011 – 3 W 
196/10; OLG Hamm Beschl. v. 03.08.2009 – 15 Wx 288/08.

82  OLG München Beschl. v. 10.04.2019 – 34 Wx 92/18.
83  BGH Urt. v. 14.11.2014 – V ZR 118/13.
84  BGH Urt. v. 28.10.2016 – V ZR 91/16.
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Ausbaurechten, z.B. an einem Dachspeicher, könnten indes – auch konstruktive Maßnahmen – am 
gemeinschaftlichen Dach, etwa Abdichtungsarbeiten zu neu eingebauten Dachfenstern und Dach-
gauben oder gar die notwendige statische Ertüchtigung, welche einen Ausbau erst möglich macht, 
gerechter vom Sondernutzungsberechtigten zu tragen sein.

4.   Verhältnis der Berechtigten verschiedener Sondernutzungsrechte

Das Verhältnis der Berechtigten verschiedener Sondernutzungsrechte unterscheidet sich im Grund-
satz nicht von dem Verhältnis der Miteigentümer untereinander. Es wird primär durch die zwischen 
den Miteigentümern getroff enen Vereinbarungen bestimmt. Die Miteigentümer können es somit 
weitgehend privatautonom ausgestalten. Auf das Verhältnis der Wohnungseigentümer untereinan-
der werden durch die Rechtsprechung jedoch unter Umständen bundes- und landesrechtliche Vor-
schriften des Nachbarrechts entsprechend angewendet.85

5.   Bedingung/Befristung

Sondernutzungsrechte können auch bedingt oder befristet bestellt werden.86

 VIII.   Folgerungen für das notarielle Verfahren

Im Beurkundungsverfahren sollten möglichst maßstabsgetreue Pläne zur Grundlage für die Begrün-
dung von Sondernutzungsrechten gemacht werden, in welche Lage und Ausmaß der dem Sondernut-
zungsrecht unterliegenden Bereiche maßstabsgetreu eingezeichnet sind. Ob die Einzeichnung bereits 
im Aufteilungsplan enthalten ist oder dazu gesonderte Pläne eingezeichnet werden, ist unerheb-
lich. Können solche Pläne zur Beurkundung nicht hergestellt werden, sollte durch eine – sowohl in 
sich, als auch zu etwa beigefügten Plänen – möglichst widerspruchsfreie sprachliche Beschreibung, 
gegebenenfalls Angabe von Ausmaßen und/oder Bezugnahme auf tatsächliche Gegebenheiten eine 
möglichst klare und eindeutige Festlegung der dem Sondernutzungsrecht unterliegenden Bereiche 
erzielt werden.

Insbesondere die Grenzen der Sondernutzungsrechte – sowohl untereinander, als auch gegenüber 
dem sonstigen Gemeinschaftseigentum – sollte äußerst genau und trennscharf erfolgen. Insbeson-
dere bei Bauteilen ist Aufmerksamkeit geboten, besonders, wenn hinsichtlich der dem Sondernut-
zungsrecht unterliegenden Bereiche abweichende Regelungen hinsichtlich der Kostentragung und/
oder Instandsetzung und Instandhaltung getroff en sind. So kann es etwa späteren Streit vermeiden, 
wenn klar zum Ausdruck kommt, ob die zu einer Terrasse führende Außentreppe, der Kellerabgang 
zu dem zu einer bestimmten Sondereigentumseinheit gehörenden Kellerraum, der Begrenzungs-
zaun eines Gartenanteils usw. ebenfalls dem jeweiligen Sondernutzungsrecht unterliegen, oder in 
das sonstige Gemeinschaftseigentum fallen.

 IX.   Verfügung über Sondernutzungsrechte (ohne Aufhebung und Veräußerung)

Als Verfügungen über Sondernutzungsrechte kommen insbesondere die Aufhebung, Übertragung, 
inhaltliche Änderung und Belastung in Betracht. Die Aufhebung und Übertragung werden bereits 
an anderer Stelle behandelt (vgl. Kap. 4 Rdn. 235 ff .), so dass im Folgenden lediglich die Änderung 
und Belastung zu betrachten sind.

1.   Änderung

Änderungen sind wiederum möglich durch Vereinbarung (§ 10 Abs. 1 Satz 2 WEG) oder durch 
den teilenden Eigentümer nach § 8 Abs. 2, § 5 Abs. 4 i.V.m. § 10 Abs. 1 WEG.87 Der teilende 

85  AG München Urt. v. 05.05.2014 − 485 C 2913/12.
86  OLG Zweibrücken Beschl. v. 01.02.2008 – 3 W 3/08.
87  BGH Urt. v. 13.01.2017 – V ZR 96/16.
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Eigentümer kann die in der Teilungserklärung zum Inhalt des Sondereigentums bestimmten Son-
dernutzungsrechte durch eine weitere einseitige Verfügung und deren Eintragung in das Grundbuch 
ändern, solange er noch Eigentümer aller Sondereigentumsrechte und noch keine Aufl assungsvor-
merkung für einen Erwerber eingetragen ist; danach bedarf er der Zustimmung der Berechtigten 
der eingetragenen Vormerkungen.88 Eine solche Änderung scheidet erst aus, wenn die werdende 
Wohnungseigentümergemeinschaft entstanden ist.89

Wenn die Änderung darin besteht, dass das bisherige Sondernutzungsrecht in seiner räumlichen 
Ausdehnung zu Gunsten des Begünstigten ausgedehnt wird, ist die Änderung wie eine (teilweise) 
Neubegründung zu behandeln. An der ändernden Vereinbarung müssen sämtliche beeinträchtigten 
Miteigentümer, deren Ausschluss vom Mitgebrauch ausgeweitet wird, mitwirken. Ebenso erforderlich 
ist die Zustimmung sämtlicher dinglich Berechtigter an den beeinträchtigten Sondereigentumsein-
heiten. Es lässt sich fragen, ob Gleiches gelten muss, wenn die räumliche Ausdehnung unverändert 
bleibt, der Zuweisungsgehalt, also die durch das Sondernutzungsrecht vermittelten Befugnisse, 
jedoch zu Gunsten des Begünstigten verändert werden. Zwar ist stets eine Vereinbarung aller Mit-
eigentümer und somit auch deren Mitwirkung erforderlich, um überhaupt besondere Nutzungs-
befugnisse hinsichtlich von Teilen des Gemeinschaftseigentums zu begründen oder zu ändern. Die 
Erforderlichkeit der Zustimmung dinglicher Berechtigter an den nicht begünstigten Sondereigen-
tumseinheiten könnte man jedoch verneinen mit dem Argument, dass der Ausschluss der anderen 
Miteigentümer vom Mitgebrauch bereits herbeigeführt sei und die Ausweitung der Befugnisse des 
Begünstigten keinen weitergehenden Eingriff  in die (bereits ausgeschlossene) Befugnis zum Mitge-
brauch des Gemeinschaftseigentums bewirken.

Aus demselben Grund halte ich die Rückführung von einem Sondernutzungsrecht unterliegenden 
Bereichen in Gemeinschaftseigentum – sei es durch Verringerung der räumlichen Ausdehnung oder 
Reduzierung des Zuweisungsgehalts bis hin zur völligen Aufhebung – nur im Wege der Vereinba-
rung zwischen sämtlichen Miteigentümern und mit Zustimmung der dinglich Berechtigten sowohl 
an der ehemals begünstigten (nun »verlierenden«), als auch an allen anderen Sondereigentumsein-
heiten für möglich. Insbesondere können mit einem Sondernutzungsrecht auch Pfl ichten, etwa zur 
Instandhaltung, Instandsetzung und zur Kostentragung verbunden sein, so dass die Rückführung 
in unbeschränktes Gemeinschaftseigentum sich rechtlich und wirtschaftlich nachteilig auf die bis-
lang nicht begünstigten Sondereigentumseinheiten auswirken kann.

Im Einzelfall wird im Zweifel nicht sicher beurteilt werden können, ob die Änderung eines Son-
dernutzungsrechts ausschließlich rechtlich und wirtschaftlich vorteilhaft für die begünstigte oder 
die anderen Sondereigentumseinheiten ist, so dass die Zustimmung aller dinglich Berechtigten zu 
verlangen ist. Lediglich die Zustimmung dinglich Berechtigter an der (bislang) berechtigten, nun-
mehr »abgebenden« Sondereigentumseinheit ist indes erforderlich bei der »Unterteilung« von Son-
dernutzungsrechten und Übertragung eines der Teile an einen anderen Berechtigten.90 Der Sache 
nach handelt es sich um eine (teilweise) Übertragung eines Sondernutzungsrechts, zu der auch die 
Mitwirkung der anderen Miteigentümer nicht erforderlich ist. Gleiches gilt für die Verschiebung 
von Grenzen zwischen zwei Sondernutzungsbereichen.91

2.   Belastung

Eine isolierte Belastung von Sondernutzungsrechten ist nicht möglich. Das Sondernutzungsrecht 
ist kein dingliches Recht, sondern lediglich durch Grundbucheintragung verdinglichter Inhalt des 
Sondereigentums, und zwar sämtlicher Sondereigentumseinheiten in Bezug auf seine negative Kom-
ponente.

88  BGH Urt. v. 21.10.2016 – V ZR 78/16.
89  BGH Urt. v. 21.10.2016 – V ZR 78/16.
90  BayObLG Beschl. v. 06.03.1991 – BReg. 2 Z 12/91.
91  BayObLG Beschl. v. 12.11.1998 – 2 Z BR 95/98.
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Unproblematisch möglich ist die Belastung des gesamten nach dem Wohnungseigentumsgesetz auf-
geteilten Grundstücks mit einer Dienstbarkeit, deren Inhalt und gegebenenfalls Ausübungsbereich 
sich mit dem Inhalt und räumlichen Bereich eines Sondernutzungsrechts decken. Die Berechtigung 
aus der Dienstbarkeit setzt sich gegenüber dem Sondernutzungsrecht durch und überlagert dieses. 
Das Eigentumsrecht am Grundstück ist mit der Dienstbarkeit belastet, so dass die im Innenverhält-
nis der Miteigentümer vereinbarte Nutzungsbefugnis von vorne herein entsprechend begrenzt ist.

Überwiegend nicht anerkannt wird die Belastung einer Sondereigentumseinheit mit einer Dienst-
barkeit, deren Ausübungsbefugnis sich ganz oder teilweise auf den Inhalt und den räumlichen 
Bereich eines der Sondereigentumseinheit zugewiesenen Sondernutzungsrechts bezieht.92 Das kann 
hinterfragt werden. Bei der Belastung von Grundstücken mit einer Dienstbarkeit ist anerkannt, 
dass der Ausübungsbereich einer Dienstbarkeit räumlich auf bestimmte Bereiche des Grundstücks 
beschränkt sein kann. Zumindest wenn das Sondernutzungsrecht nicht einem Miteigentümer als 
Person, sondern – wie regelmäßig – einer Sondereigentumseinheit zugewiesen ist, die dem Dienst-
barkeitsberechtigten eingeräumten Nutzungsbefugnisse nicht über die Berechtigung, die das Son-
dernutzungsrecht im Binnenverhältnis der Miteigentümer gewährt, hinausgehen und insbesondere 
auch der räumliche Bereich des Sondernutzungsrechts nicht überschritten wird, scheint die Anerken-
nung einer entsprechenden Belastung nicht ausgeschlossen. Wenn das Sondernutzungsrecht durch 
seine Verdinglichung zum Inhalt des Sondereigentums wird, scheint die Dienstbarkeit regelrecht der 
Prototyp derjenigen dinglichen Belastung zu sein, mit welcher Teile der aus dem Recht (hier: Son-
dereigentum) folgenden Befugnisse an Dritte übertragen werden können. Das Argument, dass der 
Gegenstand der Ausübung des Sondernutzungsrechts Teil des gemeinschaftlichen Grundstücks sei 
und bleibe und deshalb nur die Bestellung einer Dienstbarkeit am gesamten Grundstück in Frage 
komme,93 mutet demgegenüber eher formaljuristisch an. Auch die Belastung einer Sondereigen-
tumseinheit mit Grundpfandrechten hat etwa zur Folge, dass wirtschaftlich und rechtlich ein der 
Sondereigentumseinheit zugeordnetes Sondernutzungsrecht »verstrickt« ist und grundsätzlich nicht 
ohne Zustimmung der dinglich Berechtigten aufgehoben oder übertragen werden könnte. Im Ver-
hältnis zu einem Dienstbarkeitsberechtigten würde gleiches gelten. Ebenso wie Grundpfandrechte 
würde freilich eine Dienstbarkeit bei Übertragung des Sondernutzungsrechts nicht mit übergehen 
können – das Sondernutzungsrecht ist gerade nicht als solches belastbar und belastet. Zu bedenken 
ist allerdings, wenn man die Möglichkeit zur Bestellung einer entsprechenden Dienstbarkeit an der 
einzelnen Sondereigentumseinheit anerkennt, dass es damit zu einem Eindringen außerhalb der Eigen-
tümergemeinschaft stehender Personen in Rechtsverhältnisse, die eigentlich das Binnenverhältnis 
der Miteigentümer regeln, kommt. Während die Nutzungsbefugnis aus einem Sondernutzungsrecht 
eigentlich nur einem Miteigentümer beziehungsweise dem jeweiligen Miteigentümer einer Sonder-
eigentumseinheit zustehen kann, könnte die Nutzungsbefugnis durch den jeweiligen Sondernut-
zungsberechtigten ganz oder teilweise auf dritte, außerhalb der Eigentümergemeinschaft stehende 
Personen, übertragen werden. Die Miteigentümer können sich davor nicht schützen, insbesondere 
auch nicht im Rahmen von § 12 WEG, der lediglich die Vereinbarung einer Veräußerungsbeschrän-
kung, nicht aber von Belastungsbeschränkungen vorsieht. Durch derartige Dienstbarkeiten, insbe-
sondere wenn es Grunddienstbarkeiten sind, könnte somit die Regelung des Binnenverhältnisses der 
Miteigentümer und insbesondere ihre Verfügung über letztlich rechtlich im Gemeinschaftseigentum 
stehende Bereiche dauerhaft blockiert sein, ohne dass sämtliche Miteigentümer daran mitgewirkt 
haben. Gegenüber dieser Blockadegefahr und Abhängigkeit von außerhalb der Eigentümergemein-
schaft stehenden Dritten ohne Mitwirkung sämtlicher Miteigentümer mag die Eigentümergemein-
schaft im Ergebnis zu schützen sein. Bei Grundpfandrechten, deren Gläubiger letztlich lediglich die 
Befriedigung ihrer Forderung anstreben, also rein wirtschaftlich interessiert sind und insbesondere 
kein darüber hinausgehendes Interesse an den Befugnissen aus einem Sondernutzungsrecht haben, 
bestehen diese Gefahren nicht in vergleichbarer Weise.

92  OLG Zweibrücken Beschl. v. 22.12.1998 – 3 W 232/98.
93  OLG Zweibrücken Beschl. v. 22.12.1998 – 3 W 232/98.
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C. Sondernutzungsrechte   Kapitel 3

309Wegener

 X.   Typische Regelungskonstellationen

 u Grundmuster: Sondernutzungsrechte

2. Sondernutzungsrechte

Mit der Einheit Nr. 1 ist das Recht verbunden, den in dem Aufteilungsplan mit Nr. 1 bezeichne-
ten Pkw-Abstellplatz im Freien unter Ausschluss der anderen Eigentümer zu nutzen (Sonder-
nutzungsrecht).

Mit der Einheit Nr. 2 ist das Recht verbunden, die in dem dieser Urkunde als ANLAGE SNR2 bei-
gefügten Lageplan einfach schraffi ert gekennzeichnete Terrassen- und Gartenfl äche unter Aus-
schluss der anderen Eigentümer zu nutzen (Sondernutzungsrecht).

Auf die ANLAGE SNR2 wird verwiesen. Sie wurde den Beteiligten zur Durchsicht vorgelegt und 
von ihnen genehmigt.

Das vorstehende Grundmuster kann als einfache und kurze Regelung zur Begründung von Sonder-
nutzungsrechten an einem Pkw-Stellplatz einerseits und einer Terrassen- und Gartenfl äche anderer-
seits angesehen werden. Sie mag insbesondere für Anwesen mit wenigen Einheiten tauglich sein, ins-
besondere bei Aufteilung von nicht neu errichteten Zwei- oder Dreifamilienbestandswohngebäuden. 
Die kurze übersichtliche Regelung kann von den Miteigentümern leicht verstanden und gehandhabt 
werden. Da in solchen kleinen Anlagen häufi g kein (professioneller) Verwalter vorhanden sein wird, 
benötigen die Miteigentümer eine Regelung, mit der sie im Alltag selbst gut und leicht zurechtkom-
men. Die kurze Fassung insbesondere des Rechtsinhalts (»den […] Pkw-Stellplatz«; »die […] Ter-
rassen- und Gartenfl äche«) ist einerseits klar und einfach verständlich, andererseits aber auch wenig 
ausdiff erenziert. Aus diesem Grund kann eine kurze Fassung insbesondere dann in Betracht gezogen 
werden, wenn die dem Sondernutzungsrecht unterliegenden Bereiche im Sinne ihrer gewünschten 
(ausschließlichen) Nutzung bereits real hergestellt sind. Klassische Bereiche sind Pkw-Abstellplätze 
im Freien, Garten- und Terrassenfl ächen.

Zur Wahrung der »Mindestanforderungen« für die wirksame Begründung eines verdinglichten 
Sondernutzungsrechts muss der dem jeweiligen Sondernutzungsrecht unterliegende Bereich hin-
reichend bestimmt im Sinne der sachenrechtlichen Vorschriften gekennzeichnet sein. Dazu ist im 
Beispiel für den Pkw-Stellplatz auf den ohnehin im Rahmen der Aufteilung nach dem Wohnungs-
eigentumsgesetz zu Grunde gelegten Aufteilungsplan verwiesen. Das ist unproblematisch möglich, 
insbesondere wenn eine entsprechende Einzeichnung dort bereits enthalten ist. Wenn die Auf-
teilungspläne bereits durch die Baubehörde mit Unterschrift und Siegel oder Stempel (§ 7 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 1 WEG) versehen sind, sollte von nachträglichen Einzeichnungen in diese Pläne unbe-
dingt abgesehen werden. Dann ist es besser, einen eigenständigen Sondernutzungsplan beizufügen, 
aus dem der dem Sondernutzungsrecht unterliegende Bereich hinreichend bestimmt hervorgeht. 
Dies ist im Beispiel für das Sondernutzungsrecht an der Terrassen- und Gartenfl äche mit dem als 
»ANLAGE SNR2« beigefügten Lageplan vorgesehen. Unentbehrlich auch bei einem solch schlich-
ten, lediglich die »Mindestanforderungen« (s.o. Rdn. 190 ff .) wahrenden Sondernutzungsrecht, ist 
die Aufnahme von Regelungen zur Instandhaltung und Instandsetzung sowie zur Kostentragung. 
Anderenfalls oblägen, da die dem jeweiligen Sondernutzungsrecht unterliegenden Bereiche grund-
sätzlich im Gemeinschaftseigentum verbleiben, die Pfl icht zur Instandhaltung und Instandsetzung 
sowie die Kostentragung sämtlichen Miteigentümern gemeinsam. Das ist in der Regel – und insbe-
sondere bei Pkw-Abstellplätzen sowie Terrassen- und Gartenfl ächen – nicht gewünscht. Man denke 
etwa an die Erneuerung der Stellplatzpfl asterung, des Terrassenbelags, der Bepfl anzung und/oder 
Rasenfl äche des Gartens usw.
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Kapitel 3   Gemeinschaftsordnung

310 Wegener

 u Grundmuster: Sondernutzungsrechte bei Bestandsgebäude anhand der realen Gegeben-
heiten

2. Sondernutzungsrechte

Mit der Einheit Nr. 1 ist das Recht verbunden, die ihr vorgelagerte Terrasse (in ihrer derzeitigen 
Ausgestaltung mit einer Ausdehnung von x Metern Breite entlang des Gebäudes und y Metern 
Tiefe ab der Außenwand des Gebäudes bis zum Ende der Terrassenplatten; soweit die derzei-
tige Ausgestaltung von den vorstehenden Maßangaben abweicht, gehen die Maßangaben vor) 
unter Ausschluss der anderen Eigentümer zu nutzen (Sondernutzungsrecht). Die ungefähre Lage 
und Ausdehnung der Terrasse sind in dem dieser Urkunde als ANLAGE SNR1 beigefügten Lage-
plan einfach schraffi ert gekennzeichnet.

Auf die ANLAGE SNR2 wird verwiesen. Sie wurde den Beteiligten zur Durchsicht vorgelegt und 
von ihnen genehmigt.

Dieses Muster kann Anwendung fi nden, wenn eine maßstabsgerechte Einzeichnung des räumli-
chen Bereichs in einem maßstabsgerechten Plan nicht möglich ist. Es wird vermieden, dass nicht 
maßstabsgerechte Zeichnungen Grundlage der Eintragung werden mit dem Risiko, dass das Son-
dernutzungsrecht bei unaufl ösbaren Widersprüchen gar nicht entsteht oder zwar entsteht, aber mit 
unzutreff enden Ausmaßen. Durch die Angabe konkreter Ausmaße mit Vorrang vor den tatsächli-
chen Gegebenheiten soll weitgehend Rechtssicherheit geschaff en werden, soweit davon auf der hier 
unterstellten Grundlage die Rede sein kann.

 u Grundmuster: Sondernutzungsrechte – Pkw-Abstellplätze, Terrassen- und Gartenfl äche 
für Mehrfamilienhaus, Alt. 1

2. Sondernutzungsrechte

Es werden Sondernutzungsrechte wie folgt begründet.

a) Den nachstehend mit ihrer jeweiligen Nummer gemäß in dieser Urkunde erfolgter Aufteilung 
bezeichneten Sondereigentumseinheiten werden Sondernutzungsrechte wie folgt zugeordnet. 
Die der jeweiligen Sondereigentumseinheit zur Sondernutzung zugeordneten Bereiche sind dabei 
in dem Aufteilungsplan mit derselben Nummer gekennzeichnet, wie die berechtigte Sonderei-
gentumseinheit.

Einheit Nr. Sondernutzungsrecht an

1 Pkw-Abstellplatz im Freien, Terrasse und Garten

2 Pkw-Abstellplatz im Freien, Terrasse und Garten, Außentreppe

3 Pkw-Abstellplatz

4 Pkw-Abstellplatz

b) Inhalt des jeweiligen Sondernutzungsrechts.

Das jeweilige Sondernutzungsrecht begründet für den jeweiligen Eigentümer der berechtigten 
Sondereigentumseinheit das Recht, die dem Sondernutzungsrecht unterliegenden Bereiche unter 
Ausschluss der anderen Eigentümer zu nutzen. Darüber hinaus gelten die nachstehenden Detail-
regelungen.

aa) Sondernutzungsrechte an Pkw-Abstellplätzen im Freien

Das jeweilige Sondernutzungsrecht berechtigt ausschließlich zum Abstellen von Personenkraft-
wagen mit einem zulässigen Gesamtgewicht von maximal 3,5 Tonnen.

bb) Sondernutzungsrechte an Terrassen- und Gartenfl ächen

Das jeweilige Sondernutzungsrecht berechtigt ausschließlich zur Nutzung als Terrasse und Gar-
ten. Die räumliche Abgrenzung zwischen Terrasse und Garten ergibt sich aus der Einzeichnung 
im Aufteilungsplan.
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